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S p e- z i a 1 d e b a t t e. 

G I' U P P e VIII, umfassend Kapitel 15: Soziale 
Verwaltung, und Kapitel 28, Titel 9: Bundes­
apotheken. 
Generalberichterstatter Abgeordneter M a r k t-
8 c hi ä g e r  (S. 361). Redner: Abgeordnete Wil­
helmine Mo i k (S. 362), Eis e r (S. 366 und 

S. 391), Al t e n b u r g e r  (S. 370), Ji r i ce k  
(S. 372), Frieda Mi k 0 la (S. 374), K Y 8 .. e 1 a 
(S. 377), Paula Wall i 8 eh (S. 378), Dr. Nadine 

Samstag, 25. Mai 1946. 

Pa u n o  v i c (S. 380), Fr ü h wir t h (S. 381), 
Wölf l e r  (S. 383); Uh l i r  (S. 385), W i m­
\) e r g  e r (S. 387), Ho n n e I' (S. 389) und Bun­
desminister M a i  sei (S. 391). 
A uS8chußentscb;ließungen, betreff·end W;ieder­
beitritt Österreichs zum Int.ernationalen Ar­
beitsamt; betreffend die Altersversicherung der 
Arbeitsbauern und Kleingewerbetreibenden, und 
betreff.end Begünstigungen bei D urchführung 
des Opferfürsorgegesetzes (S. 362). 
Antrag1 betreffend Er höhung der Invaliden-, 
Alters-; Altersfürsorge-, Witwen- und Wa�sen­
I'enten sowie Sicherstellung einer Mindestrente. 
- Antragsteller: Abgeordneter EIs e r  (S. 369 
und S. 391). 
Entschließung, betreffend die Einsetzung eines 
Zentralausschus ses zur Bekämpfung der Tuber­
kulose. - Antr.agsteUer : Abgeordneter Eis er 
(S. 370 und S. 392). 

Beginn der Sitzung: 9 Uhr 05 Minuten. 
Präsident Kunschak eröffnet die Sitzung. 

K I' a n  k gemeldet ist der Abgeordnete 
B r a ch m a n  n, e n t s c  h u 1 d i g t der Ab­
geordnete E li beg g e r. 

Es wird in die T a g  'e SOl' d n u n  g 
eingegangen, das ist die Fortsetzung der 
S p e z i a 1 d e b a t t e über den Bundes­
voranschlag für das Jahr 1946. 

Zur Beratung gelangt die Gruppe VIII, 
welche die Kapitel 15: Soziale Verwaltung, 
und Kapitel 28, Titel 9: Bundesapotheken, 
Ulufaßt. Da der Spezialberichterstatter ent­
schuldigt und der Obmann des Ausschusses 
krank ist, erstattet der Generalbericht­
erstatter M a r k t s c hi ä g e r  den Bericht. 

Generalberic.IQ.erstatter Marldschläger: D er 
Finanz- und Budgetausschuß hat das Budget 
der sozialen Verwaltung gemeinsam mit dem 
der lBundesapotheken in ·seinen Sitzungen 
vom 11 .  und 24. April 1946 der Vorberatung 
unterzogen. 

Die Gruppe VIII umfaßt außer dem Etat 
des Bundesministeriums für s01Jiale Verwal­
tung das Budget der gesamten sozialen Ver­
waltung, also die gesamte Sozialversicherung, 
sozialpolitische Maßnahmen für Arbeliter 
und Angestellte, Kriegsbeschädigtenfürsorge, 
Wohnungstfürsorge, allgemeine Fürsorge und 
VoLksgesundheit, schließlich den Voranschlag 
der Bundesapotheken. Es handelt sich also 
hier im großen und ganzen um das gesamte 
Bundes.JSozial'budget österreichs. Hiezu 1,st 
allerdings zu bemerken, daß für die Volks-

gesundheit die gr,ößten Ausgaben die Bundes-­
länder, Bezirke und tGemeinden zu tragen 
haben. 

Die große Bedeutung, die diesem Teil der 
bundesstaatlichen ;Laistungen zukommt, geht 
schon aus den bedeutenden Aufwandsummen 
des Bundes hervor. Die Ausgaben für die 
soziale Verwaltung betragen 27'3 v. H. des 
Gesamtaufwandes der Hoheitsverwaltung. 

Das Kapitel 15 sieht Aus-
gaben in der Höhe von . . • 465,908.900 S 
vor, denen Einnahmen im Be-
trage von . . . . . . . . . .  92,897.200 S 
gegenüberstehen, ·so daß der 
Bund im Jahre 1946 für dlie 
soziale Verwaltung . . . . . 373,011.700 S 
zuschießen muß. 

Für das Jahr 1938 waren 
solche Zuschüsse aus Bundes-
rnittein in der Höhe von . . . 167,494.3.00 S 
vorgesehen. Die Mehraufwen-
dungen des B undes für die 
soziale Verwaltung im Jahre 
1946 betragen daher im Ver-
hältnis zum Voranschlage für 
das Jahr 1938 . . . . . . . . 205,517.400 S. 

Bei diesen Mehraufwendungen :im Jahre 
1946 im Verhältnis zum Voranschlag für das 
Jahr 1938 handelt es sich um eine ausg,e· 
sprochene Kriegshypothek, für die das öster· 
reichische Volk aufzukommen hat. 

Der Bundesminister für soziale Verwaltung 
M a li s eI nahm zu allen in der Wechselrede 
aufgeworfenen Fragen und zu den vorg·e-
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brachten Anregungen in ausführlicher Wei-se 
Stellung. Besondere Bedeutung kommt wohl 
der Erklärung ,des Bundesministers für 
soziale Verwaltung zu, nach welcher der 
Mindestforderung des österr,eichischen Ge­
werkschaftsbundes in der Weise Rechnung 
getragen wird, daß voraussichtlich ab 1. Juli 
1946 die Mindest.,Altersrenten auf ungefähr 
60 S per Monat erhöht werden. Die Erhöhung 
der Altersrente auf diesen .Mindestbetrag soll 
vorläufig nicht durch eine Änderung der iBe­
rechnungsgrundlage,sondern im Wege eines 
Zuschußverfahrens so erfolgen, daß andere 
beim Kapitel 15 e'inzusparende Mittel hiefür 
verwendet werden. 

nie Abstimmung übel" die .Gruppe VIII des 
Bundes'Voranschlages wurde in der Sitzung 
des Finanz- und Budgetausschusses vom 
14. Mai 1946 vorgenommen. Die finanzgesetz­
lichen Ansätz,e der Regierungsvorlage wur­
den angenommen, jedoch der Text in drei 
Punkten ergänzt: 

. 

1 .  Auf Antrag des Spezialberichterstatters 
wurde beschlossen, daß es im Kapitel 15, 
Titel 2, § 3, Ziffer 1, statt "Beitrag zum Ren­
tenaufwand" zu lauten hat: 

"Beitrag zum Rentenaufwand und B e r g­
m a n  n s t r e u e g e l  d ,e r." 

Di,ese Textergänzung, die einvernehmlich 
mit dem Bundesministerium 'für soziale Ver­
waltung und dem Bundesministerium für 
Finanzen erfolgte, war notwendig, damit die 
Bergmannstreuegelder an die nach den der­
zeit geltenden Vorschriften Bezugsber,echtig­
ten auch im Jahre 1946 ausbezahlt werden 
ktönnen. 

2. Auf Antrag des Abgeordneten A l t  e n­
b u r  g e r  wurde beschlossen, daß es im 
Kapitel 15, Titel 7, § 3, Ziffer 2, statt "Be­
kämR,fung der Tuberkulose" zu lauten hat: 

"A u f k I ä r u n  g z u r  Bekämpfung der 
Tuberkulose. " 

3. Ferner wurde gemäß dem Antrag des­
selben Abgeordneten beschlossen, daß es im 
Kapitel 15, Titel 7, § 3, Ziffer 3, statt "Be­
kämpfung der Geschlechtskrankheiten" zu 
lauten hat: 

"A u f k I ä r u n  g z u r  V e r  h ü t u n  g 
u n d  Be,kämpfung ,der Geschlechtskrank­
heiten." 

Durch diese zwei Textänderungen soll der 
Verwendungszweck der betreffenden Budget­
posten klargestellt wer-den. 

Der Ausschuß hat weiters drei Ent­
schließungen, die von den Abgeordneten 
K r i s eh (Wiederbeitritt österreichs zum 
Internationalen Ar'beitsamt), G f ö I 1 e r 
(Altersversicherung der Arbeitsbauern und 
Kleingewerbetreibenden) und .F r i s c h (IGe­
bührenbefreiungen bei Durchführung des 
Opfedürsorgeges'etzes) 'beantragt wurden, an­
genommen. 

Der Finanz- und Budgetausschuß 'stellt so­
mit auf :Grund seiner Vorberatung den A n­
t r a g: 

"Der Nationalrat wolle beschließen: 
1. Dem Kapitel 15: ,Soziale Verwaltung', 

und dem KapHel 28, Titel 9: ,\Bundes­
apotheken',samt dem dazugehörigen Oeld­
voranschlag (Anlage 111/9) des Bundesvor­
anschlages für das Jahr 1946 (69 d. B.) in 
der vorn Ausschuß beschlossenen Fassung 
wird die verfassungsmäßig,e Zustimmung 
erteilt, 

2. nie beigedruckten EntschHeßungen 
werden angenommen." 

Die Entschließungen haben folgenden 
Wortlaut: 

1. Die Bundesregierung wird aufgefordert, 
den Wiederbeitritt -österreichs zum Inter­
nationalen Arbeitsamt ehestens in die Wege 
zu leiten. 

2: Das Bundesministerium für soziale Ver­
waltung wird aufgefordert,. die Frage der 
Altersversicherung der Arbeitsbauern und 
Kleingewerbetreibenden zu studieren und dte 
nötigen Vorarbeiten zu treffen, um ,dem 
Nationalrate einen Ge'setzentwuri vorlegen zu 
können. 

3. Der in Behandlung stehende Entwurf 
des 1nv,aHdeneinstellungsgesetQ:es soieht im 
§ 23 Gebührenbefr'eiungen für alle zur 
Durchführung und Handhabung des 1nva­
lideneinstellungsgesetzes dienenden Beschei­
nigungen,' Eingaben, fufnahmeschriften, 
Verträge und GesuchsbeiIagen vor. 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, 
auch zur Durchführung ,ges Opferfürsorge­
gesetzes analoge Begünstigungen einzu­
räumen. 

Abg. Wilhelmine Moik: Hohes Haus! Wenn 
wir heute zum Kapitel "Soziale Verwaltung" 
Stellung nehmen, so glaube, dch, ist es das 
Kapitel, das bei den Arb�rn und Ange­
stellten das größte Interesse findet; handelt 
es sich doch darum, für alte und kranke 
Arbeiter für die Zeiten der Arbeitslosigkeit 
vorzusorgen und sozialpolitische Einrichtun­
gen zu schaffen, die den Arbeitern und Ange­
stellten zugute'kommen. Kriegsgeschädigten- .. 
fürsorge, Volksgesundheit, Wohnung,s- und 
Siedlungswesen, das alles fällt in das Ka­
poilel "Soziale Verwaltung". 

österreiclr hatte 'Vor 1934 eine vorbildliche 
Sozialpolitik gehabt und der Name Ferdiinand 
Hanusch ist mit dieser Sozialpolitik, mit 
dem ,stolzen ,Gebäude der Sozialpolitik, un­
aus�öscMich und unvergeßlich verbunden. 
Nach 1918 arbeitete einmal die Gesetz­
gebungsmaschine des Parlamentes auch für 
die Arbeiter, die bisher von den sozialen 
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Rechten durch Gesetz ausgeschlossen waren, 
Es hieß, in einen gesetzlich Guß zu broingen, 
was Arbeiter und Angestellte seit einer Reihe 
von Jahren durch ihre gewerkschaftlichen 
Organisationen gefordert und zum Teil auch 
durchgesetzt hatten. 

Nach 1 934, als es kein Parlament mehr 
gab, kamen viele Verschlechterungen auf 
sozialpolitischem Gebiet. An die Stelle des 
Betriebsrätegesetzes mit der freien Wahl der 
Funktionäre trat das Gesetz der Werks­
gemeipschaften. Es war dort zwar eine Wahl­
ordnung vorgesehen, doch wurden die 
Funktionär,e immer ernannt. Es gab also 
keine gewählten Funktionäre. Die Selbst­
verwaltung der Sozialversicherung wurde be­
sei tigt. 

Wenn ich auf eine Verschlechterung in d·er 
Ang.estelltenversicherung verweisen darf, 
dann ist e s  die, daß die Anwartschaft zur 
Erreichung 'Von Renten von 120 auf 180 Bei­
tragsmonate h'inaufgesetzt wurde und daß 
die Altersgrenze bei den Frauen von 55 
auf 60 und bei den Männern von 60 auf 
65 Jahre erhöht wur-dei von der Altersver­
sich erung der Arbeiter gar nicht zu reden. 
Die Altersversicherung der ArheHer stand 
nicht mehr zur Diskussion. Der autoritäro 
Kurs, die Ständeverfassung , war nicht im­
stande, den in das Gesetz .eingebauten Wohl­
fahrtsindex zu schaffen, damit d,ie alten Ar­
beiter und Arbeiterinnen zu ihrer Alters­
rente kommen. ISO beschränkte man sich die 
ganzen Jahre h indurch auf diesem Gebiet 
darauf, mit den kärglichen Alters:fürsorge­
renten das Auslangen zu finden. nie Alters­
versicherung der Arbeiter stand nicht mehr 
zur Debatte. Die politisch Verurteilten konn­
ten olme Kündigungszeit entlassen werden. 
Die Abfertigungssummen wurden beschränkt 
oder gestrichen. 

In der Zeit vor 1934 sagte man ja ,immer, 
daß der revolutionäre Schutt beseitigt wer­
den müsse. In den Jahren von 1934 bis 1938 
wurde der Abbruch dieses revolutionären 
Schuttes in Angriff genommen. Als der 
NationaLsozialismus in dieses Land einbr,ach , 
kam es zur vollständigen Unterdrückung der 
Arbeiterschaft. An Stelle der Einheits­
gewerkschaft wurde die Deutsche Arbeits­
front gegründet, Die Deutsche Arbeitsfront 
vereinte in ihrer Organisation Arbeiter und 
Unternehmer. 

Sie machte es sich zum Zi.el, den Klassen­
kampf abzubauen. Nirgendwo und in keiner 
Epoche waren jedoch die Klassengegen­
sätze so kraß wie gerade in der Zeit des 
N ational'sozialismus. 

Es i st ein trauriges E rbe, das die zweite 
Republik gerade auf dem Gebiet der Sozial­
politik angetreten hat. Das stolze Gebäude 

der österreichischen Sozialgesetzgebung ist 
stark mitgenommen worden. Sein N-euaufbau 
kostet ungeheure Mühe. Die Arbeiter und 
Angestellten wollen aber 'bei diesem ,Neu­
aufbau dabei sein. Sie fordern eine einheit­
Liche Gesetzgebung, sie fordern die An­
gleichung der Gesetze für die Arbeiter an 
die der Angestellten, sie ford,ern weiter, daß 
die Land- und Forstarbeiter nicht länger 
Stiefkinder der Sozialgesetzgebung bleiben, 
son/dern daß hier durch ein Bundesgesetz 'vor­
g,esorgt wer-de, damit auch die Land- und 
FOI'starbeiter in die moderne Gesetzgebung 
einbezogen werd en. Ein kleiner Anfang, 
diese Angleichung an das Angestelltenrecht 
einzuleiten, ist durch die Vorlage des 
Arb eiterurlaubsgesetzes er folgt., D iesesl Gesetz 
will sowohl im Ausmaße als auch in seinen 
anderen 'Bestimmungen die Rechte der 
Arbeiter an die der Angestellten heraii­
b l'iingen. Dieser Gesetzentwurf wurde bereits 
den Arbeiterkammern und dem Gewerk­
schaftsbund zur Begutachtung vorgelegt, und 
bei-de Körpersch aften haben dazu Ver­
besserungsvorschläge eingebracht. 

Das rBetriebsrätegesetz, das mit dem 
Jahr 1934 außer Kraft trat, muß wieder in 
K raft gesetzt werden. Aber wir verlangen 
nicht die Inkraftsetzung <:Les alten Betriebs­
rätegesetzes, sondern die Anpassung dieses 
Gesetzes an die heutige Zeit, vor allem den 
Ausbau des Mitbestimmungsrechtes der 
Arbeiter . Das Kollektivvertragsgesetz wird 
von den Arbeitern 'ehenfalls dringend ge­
fordert . 

Das Arbeitszeitgesetz muß demnächst dem 
Hohen Haus vorgelegt und hier verab­
schiedet werden. Bei diesem Gesetz wollen 
<:Lie Frauen ihre Forderungen anmelden. Wir 
verlangen die Berücksichtigung der Frauen 
durch ,eine Verkürzung der Arbeitszeit. Es 
gab -auch bei der 48stündigen Arheitswoche 

-die Möglichkeit, die Arbeitszeit der F rauen, 
soweit sie über zwei Drittel der Beschäftig­
ten ausmachten, auf 44 Stunden herabzu­
setzen. D,er Vorschlag der Arbeiterkammer 
und der Gewer.kschaft geht dahin, daß für 
die Arbeiter,innen und die Jugendlichen die 
40-Stulllden-Woche eingeführt werde, daß dar­
über hinaus aber für die beruf'stätig-en Haus­
haltsiührerinnen endlich eine gesetzliche Re­
gelung des Wirtschaftstages der ,Frauen Platz 
greife. 

Wir verlangen weiters <:Lie Wiederein­
führung der Arbeiterschutzgesetze. Wir 
wis sen, daß in der Zeit des Krieges und in 
der Zeit, in der der Nationalsozial.ismus 
Arbeitergesetze machte, die Arbeiterschutz­
bestimmungen ,außer Kran ges'etzt worden 
sind und daß darunter ganz besonders die 
Frauen zu leiden hatten. Es gab kein Frauen-
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nachtarbeit,sv·erbot mehr, es gab kein Verbot 
für Arbeiten, denen der weibliche Organismus 
nicht gewachsen ist. Es kam da und ·dort zur 
Einstellung von Frauen bei Kreissägen 
und anderen ·schweren Arbeiten, und diese 
Frauen haben diese Außerachtlassung des 
Arbeiterinnenschutzes durch Verlust ihrer 
Gesundheit und sehr oft durch Verletzungen 
an ihren Händen gebüßt. 

Wir verlangen aber auch die Vermehrung 
der ,Gewerbeinspektoren, und zwar legen 
wir nicht so ,sehr Wert darauf, daß diese 
Gewerbeinspektoren Matura haben müssen, 
sondern daß sie mehr praktisches und sach­
lieh es Wissen mitbringen, daß sie mit den 
Verhältnissen in den Hetrieben vertraut sind, 
daß a uch die Arbeiterschaft we,iß, daß diese 
Gew,erbeinspektoren, die die Betrie.be zu 
beaufslichtigen haben, um Mängel abzu­
stellen, aus den Kreisen der Arbeiterschaft 
selber kommen und die Nöte der Arbeiter­
schaft kennen. Wir verlang,en dabei, daß 
ganz besondere Rücksicht auf die Einstellung 
von Frauen genommen wird. E s  gibt heute 
bei der Gewerbeinspektion zwei Frauen, die 
d,er Kontrolle der Heimarbeit zugeteilt sind. 
Wir wissen, daß diese zwei Kräfte nicht aus­
reichen, um den ganzen Komplex der Heim­
arbeH nur einigermaßen überwachen -zU 
können� Wir verlangen beim Jugendschutz 
die Einstellung von .Lehrlingsinspektorell, 
was der großen Ausbeutung der Lehrlinge 
steuern soll. 

Aber darüber hinaus verlangen wir auf3er 
der Inspektion der gewerblichen und iudu­
stflie'llen Betriebe, daß auch die Haushalte, 
die Hausgehilfinnen einstellen, i.Ibt'rwacht 
werden. Die Forderung ·der Hausgehilfinnen 
nach .Einstellung iVon Haushaltsinspektoren 
ist alt, und wir erinnern uns mit Schrecken 
an die Zeit, wo es in Wien möglich war, daß 
eine Hausgehilfin zu Tode gemartert wurde, 
ohne daß sich elin Mensch von Amts wegen 
um sie .ge'kümmert hätte. 

Die Altersversicherung der Arbeiter muß 
endlich Wirklichkeit werden� (Zustimmung.) 
Es war durch eine Zusage des Herrn Sozial­
ministers möglich,daß die kärglichen Renten, 
die heute die alten Arbeiter beziehen und 
die zwischen 38 und 40 Sschwanken, erhöht 
werden 'können. Ab 1. Juli sollen die alten 
Arbeiter und Arbeiterinnen mit einer Min­
destrente 'Von 60 S im Monat beteilt werden. 
(Beifall bei den SoziaHsten.) Wir wissen, 
daß auch das nur ein Ausweg ist, un'd 
fordern die eheste Vorlage einer brauch­
baren Alter,sversicherung für unsere alten 
Arbeiter und Arbeiterinnen. Außerdem i'st 
es ein Gebot der Stunde, daß die Alters­
grenze zur Erlangung einer Pension oder 
Rente, die von den Nationalsozialisten auf 

65 Jahre hinaufgesetzt wurde, wieder auf 
den alten Stand .gebracht wird, und zwar 
soll sie bei den Frauen mit Vollendung 
des 55. und bei den Männern mit Vollendung 
des 60. Lebensljahres gegeben sein. 

Die Arbeiter warten dringend auf die Er­
ledigung des Kollektivvertragsgesetzes. Wir 
möchten den Minister bitten, daß er ,den 
Verhältnissen auf dem Arbeitsmarkt bei den 
Frauen ganz besonderes Augenmerk t.u­
wendet. Beii einem neuen Kollektivvertrags­
gesetz müssen die Löhne so angesetzt 
werden, daß reine Frauenlöhne zum Ver­
schwinden gebracht werden. Es ist un-

. moralisch, Frauen mit einem Stundenlohn 
von 35, 40 und 45 Groschen zu beschä'ftigen. 
Wir 'verlangen, daß dort, wo die Frauen die 
gleiche ArbeH wie die Männer leisten, be­
sondere Frauenlöhne überhaupt verschwin­
den, daß aber auch -dort, wo es eine Ver­
gleichsbasis mit der Männerarbeit nicht gibt, 
also im gesamten Mode- und Putzg.ewerbe, 
die Frauenlöhne auf eine Höhe hinaufgesetzt 
werden, die den Frauen auch einen recht­
schaffenen moralischen Lebenswandel garan­
tieren. (Lebhafter Beifall.) 

Ich möchte bei dem Kapitel ISozlalpolitil\: 
ainen Frauenberuf der F'ürsorge und Be­
achtung des Herrn .Ministers hesonders an­
heimsteIlen: es ist dies der ,Krankenpflege­
beruf. In den Humanitätsanstalten sind die 
Ar'beHslverhältnisse heute unter jeder Kritik, 
und zwar deshalb, weH ein Nachwuchs an 
Krankenpflegepersonal nicht vorhanden ist. 
In den letzten Jahren ist auf diesem Gebiet 
sehr vi.el gesündigt worden. Wie jeder Krieg, 
so brachte es auch der letzte Krieg mit sich, 
daß eine schnelle Ausbildung von Kranken­

.pflegepersonal stattfand, die durchaus nicht 
den Anford.erungen entspricht, die wir an 
eine geschuUe Krankenpflegerin stellen. 

Wir verlangen daher, daß die Ausbildung 
des Krankenpflegepersonals wieder Bundes­
sache werode und daß sich das Bundesmini­
sterrum :für 'soziale Verwaltung gerade die 
Ausbildung und Fortbildung des Kranken­
pflegepersonals sehr angelegen sein läßt. Er­
hebungen in den Bundesländern haben ge­
zeigt, daß die Arbeitsverhältnisse in den 
Ländern durchaus um nichts besser sind als 
in Wien. Es gibt bei diesen Berufsgruppen 
eine Arheitszeit von 60 Stunden in der Woche 
und auch darüber hinaus. Das Krankenpflege­
p'ersonal bricht unter der ,L,ast dieser über­
langen Arbeitszeit zusammen. Es ist also in 
allen Ländern der Ausbildung des Kranken­
personals dringend Rechnung zu tragen. Die 
Erhebungen haben ferner zutage gefördert, 
daß es Ausbildungen von zwei Monaten bis 
zu zwei Jahren gibt. Kein Mensch mit Ver­
antwortungsgefühl wird behaupten können, 
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daß man eine Krankenpflegerin nach zwe'i 
Monaten Ausbildung an das Krankenbett zur 
Pflege von Patienten stellen kann. Die 
Schule des Krankenpflegepersonals war unter 
der Leitung des Professors Tandler vorbild­
lich, und alle Welt kam hieher, um die 
Methode und den Ausbildun�lehngang zu 
studieren. Das waren keine Kurse von zwei 
Monaten, sondern es war eine Schule, die 
drei Jahre gedauert hat. Nach -einer halb­
jährigen theoretischen Ausbildung wurde die 
Krankenpflegerin bereits in der Spitalshilfe 
als Hospitantin verwendet. Da habe ich nun 
gleichfalls eine Bitte an den Herrn Bundes­
minister: die Erhebung hat ergeben, daß in 
den ver,schiedenen Ländern, in denen heute 
Krankenpflegerinnen ausgebildet werden, 
den Krankenpflegerinnen nicht nur keine 
Entschäd�gung und a'Uch nicht das sogenannte 
Taschengeld, das früher eingeführt war, ge­
geben wird, sondern daß noch vielfach die 
Krankenpflege-Schülerinnen zusätzlioh ,einen 
Beitrag für die Schule leisten müssen. Wir 
müssen in Betracht ziehen, daß erst Frauen 
mit 18 Jahren zu diesem Beruf herangezogen 
werden können, also dann, wenn sie den 
nötigen Ernst mitbringen und wenn sie sich 
einem verantwortungsvollen Beruf unter 
voller Verantwortung widmen können, und 
daß diesen jungen Menschen daher auch die 
Möglichkeit gegeben werden muß, im Anfang 
ein kleineres Monatsgeld und dann, wenn sie 
bereits zum Krankenpflegedienst herange­
zogen werden, ein großel'es Entgelt zur Ver­
fügung zu haben. Außerd·em möcMe ich hier 
sagen, daß jeder Mensch in diesem Staat ein 
Recht auf Arbeit haben muß. Wir wollen 
nicht wieder Zeiten erleben, wie wir sie 
hinter uns haben, Zeiten der großen Arbeits­
losigkeit, ·sondern wir sind der Meinung, daß 
durch die nöttge Umschulung vOl"lgesorgt 
werden muß, die Arbeitskräfte dorthin zu 
bringen, wo wir sie zur Aufbauarbeit 
brauchen, freilich mit Berücksichtigung ihrer 
Interessen. 

Wenn ich von dem Recht auf Arbeit 
spreche, dann möchte ich hier wieder ganz 
besonders von dem Recht der Frau auf 
Arbeit sprechen. Es war bisher so, daß die 
Frauen immer dann zur Berufsarbeit heran­
gezogen wurden, wenn es Not an Männern 
gegeben ,hat. Waren ,aber wieder halbwegs 
normale Verhältnisse zurückgekehrt, wurd'en 
sie als überflüssig abgebaut und vom Beruf 
entfernt. Sehr geehrte Damen und Herren ! 
Vergessen wir nicht: wenri wir ,die Frauen­
arbeit immer nur dann verwenden, wenn ein 
Mangel an ArbeitS'kräften vorhanden ist, so 
leisten wir der Frauenarbeit und der Aus­
bildung der F rauen ,im Beruf keinen Dienst. 
Denn ·alle Eltern werden es sich überlegen, 
für die Berufsausbildung ihrer Mädel einen 

großen Aufwand zu machen, wenn sie wissen, 
daß die Zeit kommt, wo sie wieder aus dem 
Berufsleben ausscheiden müssen. 

E'in anderes Kapitel i'st das, daß sich die 
Frauen im Beruf nie eingewöhnen werden, 
daß sie nie die gleiche Fortbi1dungsmöglich­
keit haben, wenn sie wissen, daß sie im Be­
ruf .immer nur Geduldete sind. (Lebhafte Zu­
stimmung.) E-s ist gestern hier davon gespro­
chen worden, daß die Gleichstellung der Leh­
rerinnen wieder angestrebt werden muß. Wir 
wissen, daß mit Eintritt des Nationalsozialis­
UlUS sofort die Lehrerinnengehälter um 
10 Prozent .gekürzt und der Frau alle Vor­
rückun�smöglichkeiten genommen wurden. 
Erst der Mangel an männlichem Lehrperso­
nal hat es mit sich gebracht, daß die Frau 
auch wieder auf SchuUeiterposten verwendet 
wurde. Wir verlangen auen auf diesem Ge­
biet, daß diese's Unrecht ,gutgemacht wird, 
daß die Frauen ,dort, wo sie .gleiche Arbeit 
leisten, auch entsprechend entlohnt wer-den 
und "daß ihnen keine Vorrückungsmöglichkeit 
vorenthalten bleiben' darf. (Lebhafter Beifall 
bei den So,zialisten.) 

Wir verlangen weiter den Sohutz des Ar­
beitsmarktes vor den Ausländern. Solange 
im Inland Arbeitskräfte vorhanden sind, die 
diese Arbeit leisten können, sehen wir nicht 
ein, daß Ausländer zur Arbeit herangezogen 
werden und dadurch unsere inländischen 
Arbeitskräfte der Arbeitslosigkeit anheim­
fallen. Wir verlangen d,ie Wiederherstellung 
der SelbstIVerwaltung in den Sozialversiche­
rungsinstituten. Wenn Sie den Bundesvoran­
schlag zur Hand nehmen, d'ann werden Sie 
sehen, daß bei den Arbeitslosenfürsor�eäm­
tern 18 Millionen Schilling als persönlicher 
Aufwand veranschlagt sind; demgegenüber 
stehen nur 51/2 Millionen Schilling für den 
Sachaufwand. Wir ,glauben, daß die Selbst­
verwaltung der Arbeiter diese Kosten 
wesentlich herabm�ndern kann. 

Das sind alles Forderungen, die die Arbei­
ter und Angestellten stellen. Es sind selbst­
verständliche Forderungen un'd viele stellen 
nur den Zustand von 1934 wieder her, manche 
gehen daruber hinaus und verlangen die 
Anpassung an die gegenwärtigen VeI'fhält­
nisse. 

Ganz besonders möchte ich den Minister 
bitten, daß er der arbeitenden Jugend und 
der ErholuIl!gsfürsorge der .arbeitenden 
Jugend sein Augenmerk zuwende. Es sind 
bereits Bestreburugen im Gange, um die ge­
sundheit1ich gefährdeten Jugendlichen in 
Heimen unterzubringen. Wir wilssen aus den 
Untersuchungsergebnissen, daß der Gesund­
heits'zJustand der jugendlichen Arbeiter und 
Lehrlinge ganz trist ist. Zwei Drittel ·der 
untersuchten Jugend hat den Dreierbefund, 
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also den sohlechtesten gesundheitlichen Zu­
stand, der aufzuweisen ist. Es beisteht die 
große Gefahr, daß wir· es, wenn hier nicht 
vorbeugend eingegriiffen wird, mit einem 
kranken Arbeiternachwuchs zu tun haben 
wel'lden. 

-

Über diese selbstvenständlichen Forderun­
gen der Arbeiter hinaus verlangen wir aber 
Einfluß auf die Wirtschaft durch die Arbeiter­
or,ganisationen. Die Arbeiter müssen die Ge­
legenheit haben, an der Planung der Wirt­
schaft mitzuhelfen und an der Planung der 
Berufslenkung mitzuwirken, damit den 
jungen Arbeitern und - hier möchte ich 
wieder ganz besondel'ls für die Frauen spre­
chen - den jungen ArbeHerinnen neue Be­
rufe zur Eplernung e}'lschlossen werden. Die 
Frau darf nicht auf das Niveau des HUfs­
arbeiterinnen daseins gesetzt werden, son­
dern auch für sie möge die Möglichkeit, Be-
rufe zu erlernen, geschaffen werden. . 

Wir fordern also die weiteste Mitverant­
wortung der Arbeiterkla'Slse, und unser Auf­
bauprogramm hat dies ganz deutlich d'arge­
legt. Wenn die Arbeiterschaft zur Mitver­
antwortung, zur Mitplanung herangezogen 
wird, dann ist schon ein wesentlicher Bei­
trag zum Wied�raufbau in unserem Lande 
geleistet. Wir wissen, daß wir gegenwärtig 
zu tun haben, um den Schutt wegzuräumen, 
der sich durch zwölf Jahre auf diesem Ge­
biete angehäuft hat, und wir glauben, d'aß die 
Gesetze, die demnächst dem Hansle vorgelegt 
werden, vom Hause, wenn es Verständnis für 
soziale Fragen hat, auch günstig verab­
schiedet werden. (Beifall bei ,den Sozi'aUsten.) 
Die Persönlichkeit des Ministers, der a'us der 
Arbeiterklasse kommt, der ,die Arbe'its'ver­
hältndsse in den Betrieben kennt, bürgt uns 
dafür, daß die Gesetzgebung ,so wie in der 
eI'lsten auoh in der zweiten Republik für die 
Arbeiteriklasse arbeiten wird. So hoffen wir, 
daß das Jahr 1946 wenigstens die Erfüllung 
der dr.ingendsten Arbeiter- und Angestellten­
forderungen briIlJgen wird. (Beifall bei den 
Sozialisten. ) 

Abg. Elser: Meine Damen und Herren! 
Zum Kapitel "Soziale Verwaltung" möchte 
ich mir erlauben, vorerst eine allgemeine 
sozdalpolitilsche Betrachtung und Beurteilung 
vorzunehmen. Die Gesamtausgabensumme im 
Kapitel "Soziale Verwaltung" beträgt rund 
466 Millionen Schilling. Die/Ser Ausgaben­
summe stehen Einnahmen von 92 Millionen 
Schilling gegenüber. Für ein Budget, das eine 
Ausg-abensumme von 21/2 Milliarden Schilling 
bein1haltet, ist diese Ausgabenpost sicher eine 
beträchtliche IBelastung d'es Staatshaushaltes. 

Ich möchte 'bei dieser Gelegenheit vor 
_ allem auf den Umstand zurückkommen, daß 

vielfach breite BevölkerungS'schichten, aber 

, \ 

auch einzelne Vol�svertreter die irrige Auf­
fas'Sung haben, l"!elche gewaltige soziale Be­
lastung 'eigentlich das Kapitel Sozialver­
sicherung für den Staat darstellt. Ich werde 
mich bemühen, ,auf Grund meiner Darlegun­
gen zu beweisen, daß gerade die produktiv 
tätigen Arbeiter und Angestellten dem Staate 
die geringste Belastung bringen. Ich will, um 
diese meine Behauptung unter Bewejs zu 
steUen, die einzelnen Klapitel der aUgem8'i.nen 
Staatsfül'lsorge erläutern. Wir dürfen hier 

-nicht vergessen: eine richtige Beurteilung 
des Kapitels "Soziale Verwaltung" ist nur 
möglich, wenn wir den gesamten Abschnitt 
aufgliedern. Dann kommen wir zu ganz 
anderen Er�bniSisen. Wir müssen strenge 
dias Kapitel Sozialversicherung von dem Kapi­
tel allgemeine staatliche Für,sorgemaßnahmen 
trennen. Dann werden wir ein richtiges Bild 
über das ge'samt� Kapitel "Soziale Verwal­
tung" bekommen. 

Das Budget, beziehungsweise der Gesamt­
abschnitt "Soziale Verwaltung" weist für all­
gemeine staatliche Fürsorgemaßnahmen fol­
g,ende Posten auf: F'lamil1enhilfe für Einge­
rückte und Kriegsgefangene 13 MilHonen 
Schilling, also eine Post, die uns aus dem 
Weltkrieg belastet. Wir haben eine Ausgabe 
für Mutterschut,z von 2 Millionen Schilling. 
Es kommt das große Ausgabenkapitel für 
Kriegsgeschädigtenfürsorg,e. Wir haben für 
die Heilfürsorge 3,690.000 S eingesetzt, ein 
sehr wichtiger Posten, denn die He'ilfür­
sorge ,scheint mir eine (für die KI"iegsge­
schädigten sehr wichtige Fürsorgemaßnahme 
zu sedn. Dank dieser eingesetzten Aus,gaben­
summe wird es möglich sein, bei inneren Er­
krankungen zurückgekehrter Soldaten die 
notwendige Heilfürsorge zu gewähren. Bs 
ist dies ein Betrag, der sicherlich nicht klein 
ist, der aber in Anbetracht der gewaltigen 
Erkrankungsziffern in den Kreisen der 
Kriegsgeschädigten nach meiner Auffassung 
nicht ausreichen dürfte. Dann kommt die 
große Aus.gabenpost für lallgemeine Kriegs­
beschädigtenfürsorge. Ich will nicht die ein­
zelnen . Abschnitte erörtern, weü ich sonst 
mit meiner Redezeit nicht auskomme. Diese 
allgemeinen FÜlisorgemaßn3.hmen für die 
Kniegsgeschädigten veruriS:achen für das 
Jahr 1946 schätzungsweise den runden Be­
trag von 175 Millionen Schilling. Für Fami­
lienunterhalt sind 60 Millionen Schilling 
vorgesehen. 

Dann kommt noch die Kleinrentnerhilfe 
mit 5,400.000 S, ein sehr armes K'apitel, 
das die Volksvertreter schon in der ersten 
Republik sehr beschäftigt hat. Es sind 
dies die Opfer der Inflation nach dem ersten 
Weltkrieg, und ich befürchte, daß noch sehr 
viele solcher bßdauernsrwerter Me·nschen am 
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"-
Leben sind, sonst würde man diesen Betrag 

I 
vernommen. Ich wollte auf diesen Um;stand 

nicht einsetzen. Die Unterstützungen aus dem gebührend aufmerksam machen. Dann haben 
Fonds "Kleinrentnerhilfe" sind so karg und wir eine Ausgabensumme "Sonstige Für­
ärmlich, daß dieser Betrag sricherlich nicht sorgemaßnahmen" in der Höhe von 
zu hoch ist. Wollte man dieser bedauerns- 1,800.000 S; gewiß anerkennenswert; über 
werten Schichte der Kleinrentner wifiklich dj,esen Posten ist weiter nichts zu sagen. Wir 
eine halbwegs menschliche Hilfe gewähren, haben also in der staatlichen Fürsorge eine 
so müßte man diesen Betrag wenigstens ver- Gesamtausgabe von 271 Millionen Schilling, 
dreHachen. das sind 11 Prozent der Gesamtausgaben­

Nun komme ich zu einer Ausgabenpost, die 
uns, meine verehrten Damen und Herren, 
sicher ohne Untevschied der Partei ganz be­
sonders am Herzen lie.gt: das ist die Für­
sorge, oder besser gesagt, die Vorsorge für 
die Opfer des Faschismus. Es ist hier ein 
runder Betrag von 11 Millionen Schilling 
v'orgesehen. Ich' muß gestehen, daß das 
Sozialminilsterium hier einen ganz nennens­
werten HiUsbeitrag für die Opfer des Faschis­
mus eingelsetzt hat, was ich ohneweiters an­
erkenne. Aber diese Ausgabenpost von 
11 Mi11ionen Schilling wird knapp für eine 
bescheidene Berentung reichen; denn die 
Opfer des Flaschismus gehen in die viele 
T1ausende. 

Ich habe aus dem Munde des Sozialmini­
sters gehört, daß man bei der Berentung 
mehr oder weniger die Unterstützungsätze 
der Kriegsbeschädigtenfürsorge zur Richt­
schnur nimmt. Nun wissen wir schon, wie wir 
daran ,sind. Dlie Opfer des Faschi,smus 
werden, wenn sie ,die bestimmten Vorausset­
zungen des Opferfürsorgegesetzes erfüllen, 
Renten von monatlich 40 bis 60 S erhalten. 
Ich möchte bei dieser Gelege'nheit den Herrn 
Sozialmini'Ster fragen, ob tat'sächlich der im 
Opfer.fül"sorgegesetz verankerte R'entenaus­
schuß gebildet ist, 'd'amit man endlich wirklich 
mit der Behandlung .der Renfenfälle und auch 
mit deren Erl�digung beginnen kann. Aber 
wenn 'auch der Betrag von 11 Millionen 
SchiUing für die Opfer des FascMsmus für 
eine bescheidene Berentung, für eine ein­
malige geldliche Aushilfe ausreicht, für eine 
wirkliche Entschädigung, für die Wiedergut­
machung ist in diesem Budget nicht das ge­
ringste vorgesorgt. Es ist nicht so, daß man 
einfach di,e Frage der Fürsoflge für die Opfer 
de,s Faschismus damit bereinigt, daß man 
ihnen eine kleine Rente, eine einmalige 
Geld,hilfe, gewährt, sondern wir dürfen nicht 
vergessen, wenn auch nicht alle Opfer des 

. FalSchismus Geschäfte, Fabriken und Häuser 
verloren haben, so haben sie doch in vielen 
Fällen ihre EX1ilstenz verloren, die sie niemallS 
mehr erhalten weflden, und dafür sollten sie 
entschädigt we·rden. So viel wiro in diesem 
Haus von Wiedergutmachung gegenüber den 
Ariseuren gesprochen, aber von einer Wie­
dergutmachung gegenü,ber den Opf.ern des 
F.aschismus habe ich bi,s heute sehr wenig 

summe des Budg,ets von 1946. 

,Dann kommt ein anderes Kapitel, das zwar 
auch nicht direkt zum Sektor der Sozia lvtlr­
sicherung gehört, auch nicht unmittelbar zum 
Ab�chnitt der Sozial verwaltung. Es sei mir 
gestattet, auf dieses Au�benkapitel auf­
merksam zu machen, dals natürlrich auch 
sozialen Charakter trägt. Es ist dies die Aus­
gabe für die Pensionen und Ruhe- und Ver­
sorgungsgenüsse im Kapitel der Hoheitsver­
waltung. Hier hat der Staat für das Jahr 1946 
eine Ausgabensumme von 250 Millionen 
Schilling vorgesehen. Es fällt mir natürlich 
nicht im Traume ein, den Staabspensionisten 
ihre Be'züge vorzuwerfen, im Gegenteil: wir 
wissen, daß .die Staatspensionen, Ruhe­
standsgenüsse und so weiter eher unzuläng­
lich sind. Zehntausende solcher Pensionisten 
haben nicht 'so viel, daß sie damit das nackte 
Leben fristen können. Ich will damit nur 
sagen, daß dieses Kapitel eine -gewaltige Be­
la,stung des St'aabshaushaltes bedeutet. Wir 
haben also schon zwei Sozialkapitel, die eine 
gewaltige Belastung darstellen: die allge­
meinen Istaatlichen Fürsofigemaßnahmen und 
die ziemlich hohen Ausgaben für Pensionen, 
Ruhegenüsse und so weiter. Dieser Betrag 
von 250 Millionen Schilliing macht ebenfallrs 
einen Aus-gabenprozentsatz von 10 Prozent 
aus. Wenn Sie die beiden Sozialkapitel 
addieren, kommen Sie zu einem Satz von 
20 Pl'ozent, gewiß eine ganz besondere Be­
lastung des Staatshaushaltes eines so kleinen 
Staates, wie es unsere Republik ist. Es ist 
eben die soziale Tragödie dieser Republik, 
daß sie das Erbe Izweier Weltkriege und das 
Erbe delS Faschismus übernehmen mußte. 

Ich möchte nun dem die Ausgaben des 
Staates für die Sozialversicherung entgegen­
stellen, denn wenn man von alLgemeinen 
sozialen Lasten spricht, dann gll3liben viele, 
das i'st der :aus-gerackerte Bergarbeiter, der 
ausgelSchundene Metallarbeiter, die ausge­
mergelte Textilrarbeiterin, weil sie eine 
kleine bescheidene Alter,gfürsorgerente oder 
eine schon mehr als bescheidene Witwen­
und Waisenrente beziehen. Man glaubt im 
allgemeinen, d:a's wären die sozialen Lasten, 
die der Staat zu tragen hat. Welche Aus­
lagen tätigt nun der Staat hier auf dem Ge­
biet der Sozialversicherung? Der Beitrag zur 
Invalidenversicherung, siClher einer der größ-
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ten Sektoren im Kapitel Sozilalversicherung 
beträgt 25,600.000 S,der Zuschuß 'zur ,Inv,a­
lidenversicherung 24,400.000 S, der Zuschuß 
zur Angestelltenversicherung 25 Millionen 
Schilling, die Zuschüsse ZJur Bergarbeiter­
versicherung 5,800.000 S einschließlich der 
400.000 S Krankenhilfe. Die Zuschüsse zur all­
gemeinen Krankenversicherung 15,400.000 S; 
das ist rund ein Betr:ag von 96 Millionen 
Schilling. Wenn Sie nun diesen Betrag mit 
den Ausgaben des Staatshaushaltes ver­
gleichen, dann kommen Sie auf einen Pro­
zentsatz von 4 Prozent. "Das ist die Wahr­
heit. Lediglich 4 Pr,ozent des gesamten 
Staatshaushaltes bekommen jene produktiv 
tätigen Arbeiter- und Angestelltenschichten, 
auf denen d,as ,gesamte wirtsClhaftliche und 
staatliche Lehen beruht. Das i'st die Wahrheit 
über die sogenannten sozialen Lasten. 

Dem möchte ich ,gegenübel'lstellen: Was 
leisten diese Schichten für den Staat? An 
Lohnsteuer allei'll bezahlen sie im Jahre 1946 

es wird sicher mehr ausmachen 
170 Millionen Schilling. Dalbei spreche ich 
gar nioht von den Konsumsteuern, die die 
breiten Massen ebenf,alls mittelbar belasten. 
Man komme uns daher bei der Behandlung 
sozialpolitischer Fragen nie wieder mit der 
Behauptung: die sozialen Lasten erdrücken 
uns. ,Nein, der Arbeiter und Angestellte be­
lastet den Staat nicht. Er gibt dem Staat alles 
und empfängt vom Staat wen�g OIder gar 
nichts. 

Ich möchte bei dieser Gelegenheit auf die 
konkreten Ausgaben in der s07Jialen Ver­
waltung zurückkommen. Ich habe im Sozial­
ausschuß den Antrag gestellt, man möge die 
gesamten Renten aus der Invaliden­
versicherung, das sind also die Renten de.r 
Invalidenr,entner. d,er Altersrentner, der 
Altersfürsorgerentner und die Wlitwen- und 
Wais'enrenten ab '1. Juni 1946 um 30 Prozent 
erhöhen. Das war ein konkreter Antrag. Ich 
stelle hier fest, diese meine Forderung und 
mein Antrag ist auch der Wille des Gewerk­
schaftsbundes, in dem ja alle ParteischaUie­
rungen unseres ,Landes vertreten sind. A,uch 
der Gewerkschaftsbund vertritt also das, was 
ich hier in einigen prägnanten Sätzen zum 
Ausdruck-g,ebracht habe. Nun sagte man mir 
damals, und der Herr Sozialmilfiister hatte 
die Freundlichkeit zu erklären: Wir sehen 
ein, es muß hier etwas geschehen! Er er­
klärte, daß eine Erhöhung der allg.emeinen 
Sozialrenten au s der Invalidenversicherung 
ge'plant sei. Ich habe hier aber den Spezial­
bericht, aus dem zu entnehmen ist, daß der 
Sozialminister dem Hohen Haus zur 
Kenntnis bringt, er beabsichtige, die Renten 
der Altersrentner voraussichtlich ab 1. Juli 
auf eine Min:destgrenze von 60 .s zu erhöhen; 

diese Maßnahme wird vorläufig ins Auge 
gefaßt. 

Ich muß schon sagen - gestatten Sie mir 
das festzustellen, ohne daß ,ich gegen den 
Herrn rSozialminister irgent:tE1ine Spitze 
richten will -: so .lmnn man nicht Sozial­
politik treiben. Sozialpolitik kann man nur 
konkret, nur in einer bestimmten Form 
machen. Man kann nicht Sozialpolitik machen 
mit "vorläufig" und "etwa" und "man kann", 
"man wird", sondern man muß klipp und kl,ar 
aussprechen,was man unternehmen will!' 

Ich verweise darauf, daß die Durch­
schnittsrenten der Invalidenrentner monat­
lich rund 38 S betragen, daß die durch­
schnittliche Altersfürsorgerente ,einen Betrag 
von rund 46 bis 48 S, die durchschnittliche 
Rente der Witwen monatlich bei 28 S und die 
der Waisen rund 10 S :im Monat ausmachen. 
Das sind also wahre Elendsrenben; Aus dem 
Spezialbericht und aus d,er ,Erklärung des 
Herrn Bundesministers für soziale Ver­
waltung geht nur her/vor, daß man be­
absichtigt, die Altersrenten zu erhöhen. Ja, 
glauben Sie wirklich, meine Damen und 
Herren, daß 8ie diese Budgetverhandlungen 
abschließen und auf diese 220.000 Rentner 
aller Kategorien einfach verg,essen ß:iönnen? 
Es genügt nicht, daß 8ie die Altersrentner 
berücksichtigen, es ist auch unsere Pflicht, 
daß wir die Invaliden nicht vergessen, und 
es ist uns besonders di.e Pflicht auferlegt, 
die rund 30.000 Witwen und Waisen aus der, 
Invalidenversicherung nicht zu vergessen. 
Wollen wir alle diese Menschen einfach 
übersehen? Nein! Di.eser mein Antrag, den 
ich mir zu wiederhol'en erlau1ben werde, 
besagt eben etwas .Konkretes. 

Ich habe Ihnen bereits den tBeweis ge­
lliefert, daß das Kapitel 80·zialversicherun� 
die geringste Belastung für den Staat ist. 
Wenn Sie meinen Antrag annehmen, dann 
würde dies eine neue Belastung von 
25 Millionen SchilHng zur Folge haben, und 
kein Mensch in diesem Hause kann mir 
plausibel machen, daß man diesen Betrag 
für die 220.000 Rentner nicht erübrigen 
wönnte. lDavon kann gar keine Rede sein. 
Sie dÜrfen also dieses Haus nicht verlassen, 
bevor Sie Ihre Pflicht gegenüber diesen 
Rentnerschichten erfüllt haben! 

Ich komme nun zum KapItel Tuberkulose­
bekämpfung. Ich habe im soziaipolitischen 
Ausschuß auch die Gefahren der Tuberkulose 
dargelegt, es tut mir leid, ich habe aber 
nicht das notwendige Verständnis dafür ge­
funden. Meiner Auffasung' nach, meine 
Damen und Herren, sind zur 'Bekämpfung 
der Tuberkulose und der Geschlechtskrank­
heiten viel zu niedrige Beträge dotiert. Sie 
würden ledigij.ch zur au�klärend'en Pro-
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paganda ausreichen, aber mit Propagan-da 
und Aufklärung allein kann man Seuchen 
nicht bekämpfen. Ich habe daher im sozial­
politischen Ausschuß den konkreten Antrag 
eingebracht, der Bund möge 12 Millionen 
Schilling zur zentralen Bekämpfung der 
Tuberkulosegefahr bereitstellen. Man hat 
mir damals geantwortet, diese Angelegen­
heit sei Sache der Länder, Bezirke und Ge­
meinden. Gut, v.ielleicht rein f'ormal be­
trachtet mag dies zum Teil richtig seiIf, zur 
Gänze ist es keinesfalls richtig. Der Bund 
hat auf Grund der Verfassungsgesetze sozial­
politische Verpflichtungen auch auf dem 
Gebiete der 'Gesundheitsfürsorge über-
nommen. 

Ich möchte Ihnen nun auch einen Ent­
schließungsantrag zur Tu'berk�losefrage vor­
legen, und -zwar ohne materiellen Antrag, 
damit die Damen und Herren beider gro�en 
Parteien in der ,Lage sind, für diese meine 
Entschließung zu stimmen. Sie beinhaltet, 
daß die Regierung baldigst einen Kongreß 
zur Tuberkulosebekämpfung einberufe. 
Dort sollen Ärzte, Versicherungsträger, Ver­
treter der Länder und des Bundes beraten 
wie man zentral und einheitlich diese; 
furchtbaren Volksgefahr wirksam und rasch 
begegnen kann. Ich glaube, für diesen 
meinen Entschließungsantrag werden Sie 
sicher Ihre Stimme abgeben. 

Be.i dieser Gelegenheit möchte ich es nicht 
versäumen, auch eIllige andere soziale 
Schichten kurz zu betrachten und zu be­
leuchten. Es sind dies zunächst die großen 
Schichten der Privat- und Industrieangestell­
ten. Gewiß sind die Bergarbeiter und die 
Angestellten in der geplanten Erhöhung der 
Sozialrenten nicht enthalten. Weshalb nicht? 
Weil wir auf dem Standpunkt stehen, daß 
wir ·zunächst einmal als erste Etappe dtie 
Elendsrenten den anderen Renten angleichen 
wollen. Das list sicherlich ein Gedanke, dem 
man den guten Willen nicht absprechen 
kann und der etwas für sich hat. Der Staat 
kann ja nicht auf allen Sektoren der Sozial­
politik gewaltige Ausgaben tätigen. Das sehe 
ich ein. 

Also die Angestellten: Ich -verweise 
darauf, daß die österreichischen Angestellten 
in den dreißiger Jahren schon Verschlech­
ten,mgen gegenüber ihren früheren guten 
Sozialrechten erfahren haben. Man bat ihre 
Renten gekürzt, und ich glaube, es ist d'aher 
e:in Akt der 'Gerechtigkeit, wenn wir d·em 
versicherten Ange'stellten, dem österreichi­
schen Angestellten-,Pensionisten nun wieder 
jenes Sozialrecht gewähren, das er einst in 
d·er ersten Republik in einer vorb.ildlichen 

Weise erhalten hatte. Wie steht nun die 
Tendenz? Die Tendenz - und sie muß unter-

stützt wel'den - geht dahin, das Recht der 
großen Masse der Arbeiter und Sozial­
rentner, den großen Sektor des Sozialrechts 
der Arbe.iter dem Sozialrecht der Angestell­
ten zu nähern. Die Schere zwischen dem 
Angestellten- und dem Arbeiterrecht soll 
verengt werden. Daß ·sie gänzlich g-eschlossen 
werden wird, das glaube ich nicht, um es 
ehrlich zu gestehen. _Solange eine Sozial­
sparte auf 'versicherungsmäßigen Grundlagen 
beruht, solange sind die Be.itragsgrundlagen 
eben verschieden und solange wird eine 
völlige VereinheitLichung nicht möglich sein 
- mit Ausnahme auf dem Gebiet der Alters­
rentner. Aber hier handelt es sich nicht 
mehr um Versicherungsrenten, sond·ern hier 
liegt eine Sozial'versorgung vor. Hier, glaube' 
ich, wird man die Renten der Arbeiter und 
Angestellten daher am ehesten auf eine !Stufe 
bringen können. 

Ich möchte nur noch ganz kurz darauf 
h1inrWleisen, daß man die Unfallrentner 
nicht v.öllig vergessen darf. Hier muß in 
nächster Zeit Vorsorge dafür getroffen 
werden, daß die Vollrenten im . Kapitel 
Unfallrenten irgendeine entsprechende Er­
höhung erfahren. 

Meine Redezeit läuft ab, ich muß mich 
daher beeilen. Ich bitte alsö zum Abschluß 
das Hohe Haus, folgenden A n  t r a g  ein­
bringen 'zu dürfen, der sich schließlich aUlf 
die InvaHdenver:sicherung bezieht (liest): 

"Um eine Erhöhung der Invaliden-, 
Alters.-, Altersfürsorg.erenten, Witwen­
und Waisenrenten um 30 Prozent ab 
i. Juni 1946 zu ermöglichen und eine 
monatliche- Mindestrente der Invaliden-, 
Alters- und Altersfüfisorgerentner von 
60 S zu sichern, beschließt der Nationalrat, 
im 'Kapitel 15, Titel 2, § 1 (Invaliden­
versicherung), des Bundesvoranschlages 
die Beiträge und den Zuschuß zum Renten­
aufwand derart anzusetzen, daß eine Er­
höhung der Invaliden-, Alters-, Alters­
fürsorgerenten, Witwen- undWaisenrenten 
um 30 Prozent ·sowie ,dile SlichersteUung 
einer Mindestrente von monatlich 60 S 
für die Il1validen-, Alters- und Alters­
fürsorgerentner ab 1. Juni 1946 gesichert 
wird. 

BedeckungsiVorschlag: Im Kapitel 4, 
Titel 1, des .ßundesvoranschlages (Staats­
schuld) ist der Ansatz um 25,000.000 S 
zu 'kürzen und diese Summe ,für die 
Erhöhung des Ansatzes ,iln�alidenver­
sicherurug' bereitzustel1len." 

Sie können für diesen meinen Antrag ohne 
weiteres stimmen, er wird d·en Staatshaus­
halt nicht erschüttern. 

35 
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. Flerner ·erlaube ich mir, dem Hohen Haus 
einen �E n t s c h i i e ß u n g 'S a n t r a g in der 
Tuberkulosefr,age vorzulegen (liest) : 

"Der Nationalrat möge beschließen : 
Die Bundesregierung wird aufgefordert, 

einen Zentralausschuß zur Bekämpfung 
der Tuberkulose, bestehend aus- Vertretern 
der Regierung, de-r ,Länd-er, der großen 
Städte und :der Sozialversicherungsträger 
einzusetzen, der mit Hilfe zu hildender 

.Landes- beziehungsweise Bezirksaus­
schüsse die - Mittel zur Tube,rkulose­
be'kämpfung zusammenfaßt, geeignete 
Bauten für Heilstätten sicherstellt und die 
Tuberkuloseheilf�flsorge zentral ileitet. 

Die Bundesregierung wird weiters _ auf­
gefordert, einen 'Kongreß zur Tu'berkulose­
bekämpfung einzuberufen." 
Ich bitte den Herrn Präsidenten, die Unter­

stützungsfrage zu diesen beiden Anträgen 
zu stellen, und an Sie, meine D amen und 
Herren der beiden großen Parteien, riohte 
ich im Inter-esse hunderttausender Rentner 
und im Interesse leider auch hunderttausen­
der an der fuberkiUilose Erkrankter die Bitte : 
Stimmen Sie für diese meine Anträge ! Sie 
sollen nicht das Werk der Kommunistischen 
Partei anein sein, sie sollen das Werk der 
gesamten Volksvertretung sein. Wir Kom­
munisten wollen nicht die Priorität, uns ge­
lüstet nicht nach der Priorität, uns gelüstet 
nicht nach D emagogie, wir wollen tatsächlich 
helfen, und lauch Sie wollen ja helfen - das ' 
will ich ihnen ehrlich zugestehen -, aber 
bedenken Sie folgendes : In der Sozialpolitik 
gilt, wie auch sonst im Leben der Grundsatz: 
D as Wort ist nichts, die Tat ist alles. 

Aibg. Altenburger : Hohes Haus ! Das 
Kapitel "Soziale Verwaltung" weist nach 
dem Bundesvoranschlag einen Abgang von 
rund 360 Millionen Schilling auf. Rein rech­
nerisch gesehen, müßte daher überprüft 
werden, ob dieser Abgang gerechtfertigt ist 
und ob sich in den einzelnen Punkten nicht 

diesen Belangen kann ruhig behauptet 
werden, daß das vorliegende Budget in 
manchen Dingen nicht befriedigend ist. Wir 
stehen hier vor dem erschütternden Erbe, 
das uns der Nationalsozialismus gerade auf 
dem Gebiet des sozialen Arbeitsrechtes und 
der Sozialversicherung hinterließ. Wir stehen 
vor den Trümmern unserer W:irtschaft und 
wissen, daß wir ,in bezug ·auf die Entwick­
lung unserer Sozialgesetzgebung und unserer 
Sozialversicherung noch auf Jahre hinaus 
behindert sein werden. Doch diese Er­
scheinwn'g darf uns nicht hindern, daß wir 
alle unsere Kräfte zusammenfassen, um mit 
den gegebenen Mitteln wenigstens not­
dürftigst eine neue Sozialgesetzgebung auf­
zubauen und eine erspr,ießliche Tätigkeit auf 
dem Gebiet des Arbeitsrechtes zu entfalten. 
Wenn wir uns zu dieser Aufgabe bekennen, 
so wollen wir auch feststellen, daß diese 
Arbeit nur dann grundlegenden Erfolg hat, 
wenn die ArbeiterpoliUk schlechthin nicht 
als Vorrecht leiner einzelnen politischen Par­
le.i festgelegt wird, sondern wenn wir uns 
gemeinsam dazu bekennen wollen, daß die 
Lösung der sozialen Frage nur im Rahmen 
des Volksganzen erfolgen kann und eine Mit­
arbeit daran als Pflichte!füllung des ganzen 
Volkes ansehen. D ie ArbeiterpolHik muß 
also zur IPflicht der Vo1kspolitik werden ! 
(iBeifall bei der österreichischen Volks­
partei.) 

Wir gehen von der Erkenntnis aus, daß 
Gesellschaft und Wirtschaft nur dann orga­
nisch aufgebaut werden können, wenn die 
Gegensätze soweit als möglich ausgeglichen 
werden und nur die Arbeit, gleich welcher 
Form, als Existenzgrundlage des Volkes 
Anerkennung findet. Wir stehen daher auf 
dem Standpunkt, daß die Arbeüskrwft des 
Menschen geschützt, daß sie der Inhalt der 
Existenz ist und selin muß, und wir wer,den 
daher die soziale Gesetzgebung nach dieser 
Richtung ausrichten müssen. 

Ersparungen durchführen ließen. Die soziale V on diesem '8tandpullikt aus begrüßt es 
Verwaltung und dile Aufg,aben dieses Mini- d,le österreichische Vol\kspartei, daß mit dem 
sterium.g sind jedoch keine Angelegenheiten Neuaufbau unseres sozialen Arbeitsrechtes 
für Buchsachverständige, . sondern hier auch die Wiederkehr zur Selbstverwaltung 
müssen wir in erster Linie erkennen, ' daß in der !Sozialversicherung und d·amit zum 
die Ausgaben nur äußerlich gesehen Pass-i'v- grundlegenden Aufbau der neuen Existenz­
posten ·darsteilten, denn in Wlirklichkeit grundlagen unserer Arbeiter und Ange­
handelt es sich hier um die Sicherung und stellten geschritten wird. Hier tritt uns .in 
Erhaltung eines der höchsten Werte unseres erster Linie die Frage des Lohneinkommens 
Volkes, u m ·  die Vorsorge für die ArbeHer entgegen. Es bedarf keiner Beweisführung, 
und Angestellten, um die Erhaltung der daß die heutigen Lohnverhältnisse der bre.i­
Arbeitskraft. Wenn wir, von dieser Warte - testen Schichten, und vor allem der ehrlich 
aus gesehen, den Voranschlag überprüfen, arbeitenden (Bevölkerung, im Wide�spruch 
dann müssen wir f.eststellen, daß nier tat- zur Preisentwicklung stehen und daß der 
sächlich nur das .Notwendigste getan wird, Lohnstop, losgeliÖst ' von der Preisent:wick­
um dem ungeheuren Aufgabengebiet dieses lung, unhaltbar ist. Für den Arbeitnehmer 
Bundesministeriums gerecht zu werden. In ist der Reallohn das Entscheidende. Für ihn 
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geht die F rage p rimär dahin, ob er mit 
seinem Einkommen wenigstens die notwen­
digsten V oraussetzungen erreidlt, die ihm 
das Leben ermöglichen. Es ist Pflicht aller 
Berufenen, diesen Zustand ehestens herbei­
zuführen. 

Im Wege der Vereinbarung zwischen Ar­
beitgebern und Arbeitnehmern soll nunmehr 
in Zukunft unter Mitwü'kung der ge�:en­
wärtigen Zentral - Lohnkommission d urch 
Schaffung von Kollektiv1verträgen diesem 
Problem nähergetreten werden. Ich halte 
es j edoch in der gegenwärtigen Zeit f ür fast 
unmöglich, ·d,aß zirka 3000 Kollektivverträge 
reaktiviert werden und daß auf diesem 
Wege generell eine Unterlag e g8funden 
werden kann, die den Forderungen .der 
breHesten Schichten unserer Bevölker ung 
gerecht wird. Wir werden nicht umhin 
können, wenigstens vorübergehend eine ge­
setzliche Regelung ,der Mindestlöhne durch­
zuführen und damit wenilgstens in der unter­
sten Lage eine Lebensmöglich'keit zu sichern, 
die in keiner Weise die Entfaltu ng von 
Kollektiv,verträgen hindert. Im rGegeliteil. 
Eine solche Regelung wir,d uns in viel größe­
rem Maße Kräfte zur Schaffung entsprechen­
der Kollektivverträge freimachen. und zu 
einer planvollen Entwicklung auf dem Ge­
biete des Vertragsrechtes führen. Wir er­
suchen daher den Herrn Bundesminister für 
soziale Verwaltung, dieser Frage das ent­
sprechende _ Augenmerk zuzuwenden und 
eine Regie rungsvorlage zu schaffen, die ge­
setzliche Mindestlöhne festlegt, und sie dem 
Haus 'zur Beratung zu übermitteln. 

Neben der Sicherung der Existenz steht 
vor uns auch die Frage der De mokrati­
sierung der Wirtschaft. Die österreichische 
Volkspartei bekennt sich zur w eitesten Her� 
anziehung aller an der Wirtschaft Beteilig� 
tell und vertritt den Standpun kt, daß die 
Be triebe nicht Sonderinteressen zu vertreten, 
sondern in erster Linie im D ienste des 
Volkes zu stehen haben. (Beifall bei der 
österreichischen Volkspartei.) 

Wir warnen aber auch hier vor übereilten, 
überspitzten Anschauungen, vor Wirtsch afts­
formen, die vielleicht in anderen Staaten 
un ter anderen Vor,aussetmngen richtig sind. 
Was wir wollen, ist die HeranziehiJng der 
Betriebsräte und der Vertrauenspersonen 
unserer Arbeiterschaft zur Gesamt\'erant­
wortung unseres wirtschaHlichen Aufba ues 
und nicht bloß eine äußere Umstellung des 
in der Wirtschaft Verantwortlichen. In 
diesem Sinne verLangen wir e.in neues und 
modernes Betriebsrätegesetz, nicht nur weil 
wir uns zu neuen Formen der Betriebs­
führung bekennen, sondern weil der gegen­
wärtige Zustand unhaltbar geworden ist.  

Gegenwärtig besitzen wir nichts ande res 
als Richtlinien, und da diese nicht die Grund­
lage für eine entsp rechende Betätigung dr'r . 
Betriebsräte sein können, müssen- wir zu 
einem ordentlichen Betriebsrätegesetz kom­
men. Der h eute auf diesem Gebiet be­
stehende Zustand ist untragbar. Nach den 
B estimmungen ist zum Beispiel das Bundes­
ministerium für soziale Verwaltung berufen, 
endgültig zu entscheiden, was bei Wahl­
anfechtungen Recht und Unrecht ist. Nun 
liegen solche E insprüche schon seit Monaten 
beim Bundesministerium für soziale Ver­
waltung und es hat sich ergleben, daß .das 
Bundes minislerium gar keine Rechtsgrund­
lage hat, eine solche Entscheidung zu treffen, 
und daß es sich als unzuständig erklärt. So 
ruhen seit Monaten berechtigte Einsprüche 
gegen Betriebsratswahlen ungelöst im Bun­
desministerium und auf der anderen Seite 
besteht ein Zustand, der von einer Gruppe 
von Wahlwerbern als unrechtmäßig empfun­
den wird. Es muß auch hier wieder Recht 
Recht werden. 

Wir wollen in diesem Zusammenhang aber 
auch ganz klar feststellen : Wenn wir für die 
neuen Formen, für die De mokratisierung 
und für die richtige B ehandlung der Be-

. triebsräte eintreten, so muß doch eines 
jedenfalls bekämpft werden : D er Betriebs­
rat darf nicht wieder in die Möglichkeit ver­
setzt werden, besonders auf dem Gebiete 
von Aufnahmen und Entlas.sungen ,einseitig 
vorzugehen. Auf diesem Gebiet werden wir 
bei Schaffung des neuen Gesetzes unter allen 
Umständen besondere Vorauss etzungen und 
Sicherungen verlangen. 

Neben dem Arbeitsrecht, der Sozialver­
sicherung und der De mokratisierung der 
Wirtschaft stehen wir vor der Frage der 
Arbeitslosenversicherung. Es i st ·  ja ein 
Widerspruch, daß man im jetzigen Stadium 
auch eine Frage der Arbeitslosenversiche­
rung und Arbeitslosenfürsorge behandeln 
muß. Es ist dies aber nicht die Schuld un­
seres Volkes, wenn alle wirtschaftlichen Ent­
wicklungen oft durch wirlschaftsfremde Ele­
mente im Staate behindert werden und wir 
nicht einmal zu einem entsprechenden Au:-.­
tansch unserer Güter von einem Bundesla n d  
z u m  andern kommen. Weil d e m  ab er so ist ,  
ist es Pflicht de s Staates, für die unschuldi­
gen Opfer einer fehlgelen'kten Wirtschaf t  
V or,sorge zu treffen, und hier bitten wir den 
Herrn Bundesminister, sein besonderes 
Augenmerk dem Gebiet der produktiven 
Arbeitslosenfürsorge zuzuwenden. 

Mit besonderem Nachdruck müssen wir 
aber auch die eheste B ehandlung der Kran­
kenkassenfrage verlangen. Der Versicherte 
hat das Recht, sich auf den Standpunkt zu 
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stellen, daß die Kasse nicht wegen der Ver­
waltung 'sondern für die Versicherten ge­
schaffen wurde. Wir sind daher Gegner einer 
übermäßigen Zentralisation und für die 
Selbständigkeit jener Kassen, die auf Grund 
ihrer Entwicklung und ihrer Aufgaben­
gebiete e ine solche Behandlung erw.arten 
dürfen. Wir ersuchen den Herrn Bundes­
minister für soziale Verwaltung, dem Hohen 
Haus rehestens leine Vorlage zur Beratung 
zu übermitteln, dte auch auf dem Gebiet 
der Krankenkassen ger·egelte Voraussetzun­
gen schafft und dieses wichtige Qebiet der 
Sozialversicherung in eine zweckentspre­
chende Selbstverwaltung überleitet. 

Die österreichische Volkspartei tritt aber 
auch für eheste Inkraftsetzung der Alters­
und IInvaliditätsversicherung einb weil sie 
damit eine soziale Verpflichtung erfüllen 
will und muß. In diesem Zusammenhang 
erwarten wir auch, daß die vom Herrn Ab­
g,eorneten F i n  k vorgeschlagene Gemein­
�chaftsrente entsprechende BeI"Ücksichtigung 
findet und als Grundlage für die IBeratungen 
genommen wird. �Beifall bei der öster­
reichischen Volkspartei.) Wir werden aber 
auch dafür eintreten, d,aß die Altersgrenze 
bei der Altersversicherung, besonders bei 
den Frauen, herabgesetzt wird und wir ver­
treten den bereits vorliegenden Antrag un­
seres Abgeordneten G r u b h o f  e r. 

Ich habe nur wesentliche 'Punkte strei fen 
können. Im Finanz- und Budgetausschuß 
war Gelegenheit genug gegeben, eingehend 
zu diesem Kapitel zu sprechen. 

Wir haben durch die Schaffung des öster­
reichischen Gewerkschaftsbundes eine wirt­
schaftliche Interessenvertretung aller Arbeit­
nehmer sichergestellt. Wir haben in der 
Arbeiterkammer die öffentlich-rechtliche Ver­
tretung der Arbeitnehmer und die öster­
reichische Volkspartei ist unter der Voraus­
setzung der obje,kti'ven Führung dieser Kör­
perschaften überzeugt, daß damit die Ver­
tretung der al1gemein�n wirtschaftlichen und 
sozialen Interessen de'r Arbeitnehmer sicher­
gestellt ist. über diese Gruppen hinaus 
wollen wir als österreichische Volkspartei 
im Rahmen der Regierung besonders auch 
auf dem Gebiete der sozialen Verwaltung 
mitarbeiten, weil für uns die , �oziale F r.age 
nicht eine sozialistische oder parteipolitische 
Frage ist, sondern weil f.ür uns die ,Lösung 
der sozialen ,Frage eine Schicksalsfrage des 
Volkes bedeutet und weil wir es als unsere 
erste Pflicht ansehen, dem wirtschaftlich ab­
hängigen Menschen zu helfen und ihn als ein 
vollwertiges ,Glied dem Ganzen einzufügen. 
Die österreichische Volkspartei stimmt für 
den Voranschlag des Bundesministeriums für 
soziale Verwaltung in der Hoffnung, daß es 

damit seinen wesentlichsten Aufgaben ge­
recht werden kann und daß beim nächsten 
Voranschlag bereits auch die wirtschaft­
lichen Grundlagen gegeben sein werden, die 
uns zu einer gesunden und lebensvollen 
Sozialpolitik führen. (Lebhafter Beifall und 
Händeklatschen bei den Abgeordneten der 
österreichischen Volkspartei.) 

Abg. Jiricek : Meine Damen und Herren! ' 
Die heute hier im Zusammenhal1g mit der 
Behandlung des Kapitels 15 des V oran­
schlage,s behandelten Fragen zeigen klar und 
deutlich den Notstand unseres Staates auf, 
den Notstand der Arbeiter und Angestellten 
im gegenwärtigen Augenblick. Die Ziffrern, 
die hier heute bereits Igenannt worden Isind, 
zeigen, daß der Staat seine Finanzkraft be­
reits aufs äußerste angespannt hat, um den 
Ford erungen der Zeit gerecht werden zu 
kiönnen. Und doch ist es, wenn man an diese 
Ziffern in ihrer gewältigen Größe betrachtet, 
gemessen an dem, was es heute in diesem 
Staat an sozialen Au�g,aben zu lösen gibt, 
v,erhältnismäßig wenig, und ich persönlich 
bin überzeugt, daß dieser enge Rahmen trotz 
der Größe der Ziffern im Laufe der Ent­
wicklung des heurigen Jahres noch ge,sprengt 
werden wird. 

Die Diskussion des Kapitels 15 im Finanz­
und Budgetausschuß sowie auch hier im 
Haus hatt e�n Erfreuliches gezeigt, und 
zwar, daß das Schlagwort von ger sozialen 
Inflation, das w.ir in der Verg,angenheit so 
reichlich kennengelernt haben, aus dem 

. parlamentarischen Gebrauch verschwunden 
zu sein scheint, und wir hoffen, daß es dabei 
bleibt. Ger.ade die Worte meines Vorredners, 
des Kollegen A l t  e n b u r  g e r, zeigen, daß 
wir versuchen sollen, alle Fragen des Sozial­
rechte,s der Arbeiter und Angestellten aus 
der Atmosphäre des Politikums herauszu­
heben und zu einer Angelegenheit aller Par­
teien und aller verantwortungs bewußten 
Faktoren in unserem Staat zu machen. Diese 
Erkenntnis, die sich nun auch auf der rech­
ten Seite dieses Hauses bemerkbar macht, 
haben w.ir in der Vergangenheit bei der Be­
handlung sozialpolitischer ,Fragen oft so 
schwer vermißt. Sie hat zu schweren parla­
ment�rischen Kämpfen und Schwierigkeiten 
in der Vergangenheit gefüh rt, ,diese Erkennt­
nis, die sich hier nun endlich durchgesetzt 
hat, daß die Sorge um die Arbeiter und An­
gestellten zugleich das Sorgen für jene 
Menschen bedeutet, deren einziges Kapital, 
das sie besitzen, die Arbeitskraft ist, die sie 
dem ganzen Volke zur Verfügung stellen. 
Daß sie .durch ihre ArbeitSikraft alles, was 
wir heute an Kultur und Zivilisation be­
sitzen, tragen, zeigt uns, daß man, wenn es 
nun dabei 'bleibt, --die großen ,Fragen der 
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Sozialpolitik in der Zukunft nicht von kleinen 
parteipolitischen Oesichtswinkeln aus be­
trachten Isoll, sondern bloß aus dem Gedan­
kengoog, jenem Teil unseI'les Vollkes zu helfen, 
der der Hiltfe in erster Linie bedürftig ist, 
daß in der Zukunft - und davon bin ich 
überzeugt - die Behandlung a11 der großen 
Fragen des Sozialrechtes sich unter wesent­
lich leichteren Formen vollziehen wird, als 
dies .iemals in ,der Vergangenheit der Fall 
gewesen ist. :Gewiß, es wird natürlich grund­
sätzlich immer Vlerschiedene Auffassungen ge­
ben über die Form des Aufbaues des Sozial­
rechtes, über die Zus.ammenfaSisung der So­
zialverSiicherungsträger, les wird die Meinung 
darüber immer eine sehr geteilte sein und 
es wird bei den Verhandlungen, zum B0i-

""" spilel beim Sozialrversicherungs..Jüberleitun.gs­
gesetz, das ja in der nächsten Zeit in Angriff 
genommen 'Werden muß, sofort zu Aus­
einandersetzungen über diese grundsätzliche 
Frage kommen. Nber wir können an der 
Tatsache nicht vorübergehen, daß in einer 
Zeit, in der diese Fragen in allen Staaten 
der Welt zur Diskussion stehen, die Frage 
der Sozialversicherung, die Frage eIer Sozial­
politik und damit auch die Frage des 
organisatorischen Aufbaues der Sozialver­
sicherung, auch wir über diese D inge 
nicht hinwegkommen und versuchen müssen, 
in unserem engen bescheidenen Rahmen, d e r  
uns heute in  unserem Staate bei unserer 
zerstörten Wirtschaft gezogen ist, .jene Lösung 
zu finden, die e.g ermöglicht, mit dem ge­
rinJgsten Aufwand an Wlirltschaftskraft und 
mit dem geringsten Aufwand an fi.nanziellem 
Einsatz für die Versicherten den größtmög­
lichen Erfolg herauszuholen. 

Ich möchte aber doch die heutige Gelegen­
heit nicht vorübergehen lassen und dem 
Herrn Sozialminister doch auf einige Pro­
bleme aufmerksam machen, die sich zwangs­
läufig ergeben : mit der 'Schaffung des ge­
werblichen Sozialversicherungsgesetzes im 
Jahre 1934 wurde in der Krankenversiche­
rung die dreitägige Karenz des Kranken­
geldes wieder eingeführt. Diese dreitägigp 
Karenz hat schon bei ihrer Einführung in 
der Krankenversicherung ungeheure Schwie­
rigkeiten geschaffen, ,dlie heute noch bestehen, 
und hat uns in der Krankenversicherung zu 
folgenden Erwägungen geführt: es ist nichts 
schwerer für den krHnken Arbeiter, als wenn 
er bei längerem Krankenstand mi,t einer 
Krankenunterstützung sein Auslangen finden 
muß, die zwangsläufig dazu führt, daß bei 
längerer Erkrankung seine ganze Familie in 
die schwerste soziale Notlage kommt, indem 
es zu einer Zerstörung des ganzen Haus­
haltsplanes in einer solchen Arbei�erf·ami1ie 
kommt, die auf Jahre hinaus ihre Nach­
wirkungen hat. Hier 'Wirft sich nun der Ge-

danke auf, ob es nicht auch L,ösungsmöglich­
keiten für diese Zustände gäbe. Einer dieser 
Gedanken, den ich hier zur Dislkussion 
bringen möchte, ist der, daß man auch hier 
versuchen soll, in der Frage der Kranken­
versicherung der Arbeiter eine Angleichung 
an die VerhäHnisse der Angestellten zu 
finden. Ich weiß, daß bei der Frage der Be­
handlung der Sozialversicherung immer und 
immer wieder die Befürchtung geäußert 
wird, es könnte durch ein Zusammenfassen 
der Angestelltenversicherung mit der Ar­
beiterversicherung zur Gefahr einer :Beein­
trächtigung der erworbenen Rechte der An­
gestellten kommen. Ganz im Gegenteil. Ich 
möchte gerade mit folgendem Problem zeigen, 
daß man umgekehrt versuchen könnte, die 
weit schlechter gestellten Arbeiter heute den 
besseren Bedingungen \in der Angestellten­
versicherung anzugleichen. Der Angestellte, 
der heute erkrankt, bekommt für einen mehr 
oder weniger langen Zeitraum von seiten 
seines Arbeitgebers den Gehalt bezahlt und 
bezieht während dieser Zeit keine Kranken� 
unterstützung. Der Arbeiter ist heute einzig 
und allein nur auf das besch eidene Entgelt 
auf GrU!Ilfd des § 154 b angewi'esen. Wir stellen 
uns folgendes vor, d,aß man 'so wie bei den 
Angestellten in 'Zukunft auch dem Arbei ter 
während der Zeit seiner E rkrankung für 
einen größeren Zeitraum den vollen Lohn 
von seiten des Arbeitgebers sichern soll und 
damit dem KraIJIkenversicherungsträger f ii r 
diese Zeit von der Zahlung des Kran1ken­
geldes enthebt, um erst nach dieser Zeit mit 
bedeutend höheren Sätzen der Kranken­
unterstützung einsetzen zu können. So wäre 
dem Arbeiter bei längerem Krankenstan d 
die Sicherheit . gegeben, daß seine Isozialen 
R�chte nicht nur geschütz.t und ge'Wal,Irt wer­
den, sondern daß auch seine Wirtschaft unter 
möglichst denselben 'Bedingungen weiterge­
führt werden kann, wie es vor der Zeit 
seiner Erkrankung der ,Fall gewesen ist. 

Ich möchte ferner auf den § 189 der 
Reichsversicherungsordnung im Zusammen-' 
hang mit einer anderen Angelegenheit hin­
weisen. Der § 189 der R�ichsversicherungs­
ordnung spricht davon, daß der Arbeiter 
und der Angestellte während der Zeit, in 
der er im Bezug seines Entgeltes von seiten 
des Arbeitgebers steht, kein Krankengeld 
bezieht. Es tritt nun eines ein, daß au t 
Grund einer Entscheidung des Reichsver­
sicherungsamtes diese Dinge viel weiter 
gehen, als ursprünglich in dem § 189 der 
Reichsversieh erungsordnung vorgesehen war. 
Gera.de in dieser Frage kommen uns un­
unterbrochen von den ,Betriebsräten der Be­
triebe Beschwerden zu, da diese nicht ver­
stehen 'können, daß wir die materiellen 
Rechte des Arbeiters hier beschränken 
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wollen. D ie Betriebsräte empfinden diese 
Bestimmung als ein schweres Unrecht und 
verl.angen deren B eseitigung, daß nämlich 
dann, wenn von seiten des Unternehmers 
dem erkrankten Arbeiter nach Einstellung 
des Lohnes noch weitere Zuschüsse zur 
Krantkenunterstützung gewährt werden und 
diese Zuschüsse mehr a1s 50 Prozent se in es 
letzten E inkommens .e·rreichen, dies zu einer 
Einstellung der KrankenunterstüL�ung fiil1 rL 
Diese Praxis der K ran,kenkassen, bei Z u­
schüs'sen dieser Art d as Krankenge ld ein­
zustellen, beruht aber nicht auf ges,�tzlicher 
Bestimmung, sondern erfolgt auf Gru n d  
einer Entscheidung eines deutschen Re ich:l­
versicherungsamtes. W ir halten es f ür aus­
geschlossen , daß diese Entsch eidungsp raxis 
für' österreich noch irgendein e rechtliche 
Wirksamkeit hat.  Das

' 
Rechtsübe rleitun gs­

gesetz hält wohl d ie bishe r igen Vorf',eh ri l tC'!1 , 
sowe it si,e nicht mit d en demok rati schen Be­
stimmungen und Gesetzen österre ichs i l1 
Widerspruch stehen, als österreich isches 
Recht aufrecht; das Ikann aber unmöglich rvon 
gerichtlichen oder behördl,ichen Entsch ei dun­
gen deutscher Stellen gesagt werd811 , E.;;; 
wird daher geforctert, über den Weg des 
Ministeriums den K rankenkassen die Mög­
l ichkeit zu geben, d iese die Arbeiterschaft 
so beeinträchtigenden Maßnahmen zur Auf­
hebung zu bringen. 

Ich möchte aber die Aufmerksamkei t des 
He rrn Ministers noch auf die ,Angelegenh eit 
unserer Heilfürsorge lenken. Es ist wohl in 
keinem Zeitpu nkt unseres staatlichen Lehens 
jemals der Gedanke der HeiHürsorge so not­
wendig gewesen, wie nach diesem ents etz­
lichen Geschehen, diesem fluchwündigem 

Krieg. Wenn man einen Blick in unser8 
Ambulatorien un d unsere Untersuchungs­
räume wirft, wird man erschüttert sein ü'h er 
das sich darbietendie Bild des 'Gesundheits­
zustandes uns,erer Arbeiter und Angestellten, 
der bedingt ist durch die Verhältni sse des 
Krieges, durch die Nachkriegszeit u n d  die 
immer schwieriger werdenden Ern ährungs­
verhältnisse, unter denen wir heute so zu 
leiden haben. 

Wir können ruhig sagen, daß wir im ge­
genwärtigen Augenblick bei den Kranken­
versicherungsträgern noch immer einen 
Krankienstanld haben, der mehr als doppelt 
so hoch ist, als es unter n ormalen Verhält­
nissen der Fall war. Viele dieser K ranken 
können sich kaum ,mehr v on d en Folge n 
ihrer Krankheit erholen, weil heute prak­
tisch .jede Möglichkeit einer Heilfü rso rge 
fehlt. D er größte Teil unserer Heilstätten 
ist ein Opfer der uruglückMchen Kriegshand­
LUngen geworden. Wo dies nicht der Fall 
war, wurden diese H eilstätten im Zuge der 

Besetzung durch die alliierten Mächte in An­
spruch genommen und stehen uns nicht mehr 
z u r  Verfügung. Aber n i cht nur, daß diesl7 
Heilstätten besetzt sind, befindet sich auch 
ein großer Teil in einem geradezu grauen­
erregenden Zu stand, weil die Heime voll­
ständig zerstört worden sind. Das gesch::d l  
leider n icht durch die K riegshandlungen tl n d  
Kr iegseinwirkungen aHein, son de rn du rch 
die Mithilfe der umwohnenden BevölkeruJl g .  
Wir haben He ilstätten , die weder Türen 
noch Fenster, · noch Fu ßböllen haben, d i (�  
Lichtl eitungen sind h erausgerissen und alles  
ist ,ausgeplündert. Hier erbitten wir uns die 
Hilfe des Herrn Mini sters für soziale V Cf­
waltung dahingehend, daß uns alle jene Kllf­
anstal ten und Heils tätten, die in einem halb­
wegs verwcnd u n gsfähi g011 Zus tand, aber v on 
den allii e rten Militärbehörden b esetzt sin d, 
in  möglichst k urzer Zeit  wieder z u r  Ver .. 
fiigun.g gestell t ,we rden, u m  sie wieder 
uns erer kranken A rbeiter- und Angestellten­
schaft zufüh ren zu könn en. (Bei fal l bei den 
Sozialisten. ) 

PräsBent: Ich muß die nachfolgende r} 
Redner darauf aufmerksmll machen, daß 
e.in e  viertelstündige Red ezeit gegeben ist. 
Es geht nicht an, -daß einzelne Redner sich 
darum ni cht behümmern. Ich werde also in 
Hinkunft  genötig t sein , mit den mir i n  dei' 
Geschä ftsordnung ge gebenen Mitteln 1 I l l' 
Einhaltung der Beschlüsse des Hauses, mit 
der Wortentziehnng, vorzugehen . 

Arbg. F rieda Mikola : Hohes Haus ! Es wid 
in der heutigen Zeit viel von Aufbauarbeit 
gesprochen, von Stei,gerung der Wohnungs­
fürsorge, von Bundesvors�hÜrssen für Wohn­
bauförderung und so weiter. Die wi chUgste 
Arbeit aber ist die Aufbauarbeit am Men­
schen selbst. D enn was nützt uns das schönste 
Haus, wenn die Menschen, die darin wohnen 
sollen, nicht da sind? E in altes Sprichwort ' 
sagt : Ein gesunder Geist kann nur in einem 
gesunden K örper wohnen. Wenn wir wollen, 
daß unser Volk seelisch Igesunldet und den 
verheerenden Geist des Nationalsozialismus 
bis zur letzten ,Konsequenz endgültig ab­
streift, dann müssen wir auch trachten, daß 
es körperlich und :sitUi�h erstarke zu neu�m 
Leben und zu neuer Kraft. 

Es ist daher kein Kapitel des Budgets von 
so großer Wlichtigk'e it und rBedeutung wie 
jenes der sozialen Verwaltung. Hat doch der 
zweite Weltkrieg so viel Not und iElend mit 
sich gebraeht, daß es als wichtigste Aufgabe 
erscheint,  hier nicht nur das bestehende Übel 
einzudämmen und zu lindern, sondern auch 
vor allem weitg,ehende Vorsorge 'zu treffen, 
daß in Hinkunft wieder ein gesundes Volk 
in einem gesunden Staate leben kann. 
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Wie viele Millionen V,olksvermögen können 
enipart werden, wenn die öffentliche und 

; private Fürsorge Hand in Hand arbeitend 
und an nichtiger Stelle rechtzeitig und in 
ausreichendem Maße eingreifen I An diesen 
Titeln zu sparen, wäre vollkommen unrichtig. 
Die Gesundheitsfürsorge, die dahin abzielt, 
die jungen Menschenkinder in Stadt und 
Land nach hygienischen Grundsätzen auf"' 
zuziehen, und die insbesondere auch ihr 
Augenmerk auf dlie Fürsorge für Tuber,kulose 
und Krebskranke richten muß, ist viel zu 
sehr eingeschränkt und im Budget zu spar­
sam behandelt. Die Fürsor.gerin einer Twber­
kulosefürs(}rgestelle hat heute oft einen so 
großen Bereich, daß ihr Tausende von Men­
schenleben unterstehen. Ebenso die Vormün­
derin. Letztere hat oft über tausend Men­
schen �u betreuen ! Unter Isdlchen Umständen 
muß Isie zur mechanischen Behörde herab­
sinken. In diesem Punkte muß das Budget 
entsprechend gestaltet werden. Wenn hier 
nicht rechtzeitig eingegriffen wird, entsteht 

/ vielfach bei Tuberkulose- und Krebskranken 
ein langes Siechtum, welches, abgesehen von 
der Ansteokungsgef'ahr für Gesunde - denn 
es sind große Seuchenherde, die sich da 
bilden -, der staatlichen Anstaltspfl.ege Un­
summen an Geldmitteln kostet, 'während die 
vorbeugende Gesundheitsfürsorge mit ver­
hältnilsmäßig geringen Mitteln arbeitet. 

Viele junge Mädchen, die heute stellenlos 
sind, würden ' sich gerne dem Fürsorgeberuf 
widmen, sind aber oft noch zu jung, 'Um in 
die Fürsorgeschulen aufgenommen zu wer­
den. Sie k,önnten g�gen e:in Ikleines Entgelt als 
Hospitantinnen der FÜl"sorgerin beilgegeben 
we.,den, für ihren ,kommenden Beruf sic:h 
praktische K enntnisse erwerben und sich 
dabei der Allgemeinheit nützlich erweiisen. 
Ebenso könnte dies !bei der Kranken-, Armen­
und Kinderpflege durch einen weiblichen 
Hilfsdienst in Spitälern und Armenhäusern, 
verbunden mit einer Schulung für diesen 
Berufsbereich, geschehen. D er von unseren 
Abgeordneten im Parlament eingebrachte An­
trag, betreffend Schaffung eines lBerufser­
ziehungs gesetzes faßt eine defiartige Ver­
wendung der Jugendlichen ins Auge. Die 
Krankenka'Ssen wären sicher ,gerne ibereit. 
für diese FäHe 'Beiträge .zu leisten, d& sie 
d'amit viel höhere Beträge für Spitalskosten 
ersparen würden. 

Wir wünschen auch die Ausg,estalmng der 
schon bestehenden Fürso�geeinrichtungen, 
so daß die Fürsorge in der Lage wäre, ent­
sprechend den Erfordernissen der Zeit einen 
immer größeren Kreis der Bedürftigen zu 

. umfa�sen. Hier ist zum Beispi8i1 die Spit�ls­
füfisorge, 'zu erwähnen, die den Kranken, wo 
es nötig erscheint, auch nach dem Verlassen 

des Spitals im Auge behält und .gegebenen­
falls betr,eut. Jene Staaten, in denen diese 
Spitals fürsorge geübt wird, weisen 'sehr gute 
Erfolge auf. 

Sehr wichtig ist auch die Ausgestaltung der 
Fabrik,sfürsorge, die d'ie aflbelitenden Men­
schen, insbesondere die werdenden und 
stillenden Mütter, wirklich als Menschen und 
nicht als Maschinen wertet und ihnen die 
nötige Hilfe und Unterstützung angedeihen 
läßt. 

D er Ausbau und die Regelung des ge­
samten Fürsorgewesens in ,österreich ist eine 
dringende Notwendi,gkeit. Unsere Abgeord­
neten haben daher einen Antrag im Parla­
ment eingebracht, welcher die Schaffung 
eines Fürrsorgegesetzes .für österreich vor­
s:ileht. Die,ses Gesetz hätte vor allem folgende 
Punkte zu berücksichtigen : 

1. einheitliche Regelung der Ausbildung 
?er Fürsorgerinnen in FürsorgfOl'schulen für 
ganz österreich, unter Berücksichtigung der 
Eigenart der Länder, nach einheitlichen 
Richtlinien und Lehrp�änen; 2. Schaffung 
einer Standesvertretung der Fürsorgerinnen 
in Art eines Gremiums am Sitze j eder 
Landesha'Uptmannschaft. Diesem Gremium 
wäre ein ,besonderer Einfluß einzuräumen, 
insbesondere auch in der Rechtsvertrerung; 
3. auf die Vertretung der Fürsorgerinnen im 
Gesundheitswesen ist ein besonderes Augen­
merk zu richten; 4. der Titel der "d i p I  0-
m i e r t e n F ü r  s 0 r g e r  i n" ist ,gesetzlich 
zu schütZlen; 5. beim Ministerium für soziale 
Verwaltung ist der Posten einer Referentin 
für die Fürsorge zu s chaffen . Auch bei den 
Krankenpflegerinnen treten wir für den 
Schutz des Berrufstitels " diplomierte Kranken­
schwester" ein. Di,e einheitliche Ausbildung 
des Kran'kenpflegepersonals in allen ,Bundes­
ländern wir:d auch hier gefordert. 

Es hat mich gefreut, daß auch meine Vor­
rednerin in diesem Sinne gesprochen hat; 
das beweist, daß wir Frauen der beiden 
großen Parteien uns für die sachliche 
Frauenarbeit 'zusammenfinden und damit ein 
besonders schönes Beispiel geben, wie man 
in diesen Belangen -arbeiten kann, weH uns 
Volk und Land höher stehen. 

D en bereits 'bestehenden Hebammen­
gremien ist ein größerer Einfluß in den 
Fragen des DiJsziplinarrechtes zuzubilligen 
1l;nd diese Standesvertretung, die bereits be­
steht, ist entsprechend auszubauen. Für das 
eheste Inkrafttreten einer entsprechenden 
Altersversofigung der Hebammen in Anleh­
nung an ,die Selbständigenv'er.sicherung tr,eten 
wir mit allem Nachdruck ein, weil ,wir 
glauben, daß gerade dieser Beruf ein sehr 
wichtiger ist. Es werden Isich manche He'bam­
men lange überlegen, ob sie diesen Beruf 
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wäMen sollen, bei dem keine Altersversor- treuung der Heimkehrer, die sanitäre Be­
gung vorgesehen ist. Auf die bereits in Ruhe- treuung der Flüchtlinge, eine rasche Besei l i-, 
stand befindlichen Hebammen ist dabei be- gung des Straßenschuttes in den größeren 
sonders Rücksicht zu nehmen. Die Hebammen Siedlungsgebieten wegen 'der Infektiolls­
unterliegen heute noch dem deutschen gefahr, die Verbesserung der Wasser­
Reichsgesetz. Eine Trennung ist ehestens versorgung in den großen Siedlungsgebieten 
vorzunehmen und ein österreichisches Ge- - denken wir an die großen Typhusepide­
setz aUSlZuar:beiten. Auf die Existen'l.sicherung mi-en in Hartberg und 'so weiter - eine bessere 
der Hebammen könnte in der Weise Rück- ' Ausgestaltung der Spitäler durch Bereit­
sicht genommen werden, Idaß analQg den stellung einer größeren Zahl von Betten. B ei 
Distrikts- und Gemeindeärzten dort, wo ein Kompensationen wäre an eine bessere Ver­
wirklicher Bedarf besteht, Distrikts- und sorgung mit Heilmitteln zu ,denken, die uns 
Gemeindehebammen bestellt werden, wobei heute in österreich seihr abgehen ; ferner 
ein kleiner Beitrag als B.ereitschaftszulage sind notwendig: die bessere Ausge�t(:lltung 
seitens der Länder und Bezirke geg-eben des gewerbeärztlichen Dienstes, die Ü L e f­
werden könnte. wachung der gesundheitsschädlichell ße-

triebe unter besonderer Bedach tn ahme auf Ein wichtiger Punkt, der auch in dieses 
Kapitel fällt, ,wäre die intensive Zusammen- die schweren gesund h eitlichen Schädi g:un gen 

arbeit der Arbeitsämter mit den Schulen in der Be:völkerung durch die Unterernähru-ng, 

den Fragen der IBerufsberatung und der dar- der Ausbau der KinderhiUsaktionen, beson­
auf folgenden pflichtigen Berufsvermittlnng ders für die kranken und gesull'dheits­
der Jugendlichen. Die Art dieser Zusammen- gefährdeten Kinder im Alter von 6 bis 16 

arbeit wurde von unseren Abgeordneten im Jahren, eine besondere Vorsorge zur Ver-
B f . h t f " J dl' h be hütung und Ausbreitun!! von Epidemien und erll serZle ungsgese z ur ugen lC e - � 

antragt. -Wir hoffen, daß ein Erlaß des Herrn ein rechtzeitiges Eingreifen bei der Be-
Unterrichts ministers in kürzester Zeit kämpfung der Epidemien. 
gerade jetzt noch vor Schulschluß eine Re- Beim Titel "Krankenanstalten" möchte ich 
gelung vors.ieht, damit die austretenden besonders einen Punkt h ervorheben : Das 
Schüler und Schülerinnen schon jetzt erfaßt, Wartepersonal der Anstalten versieht täglich 
und wlenn s.ie in einigen Monaten noch keine zwöl'f Stunden Dienst mit einer Stunde 
Stelle gefunden haben, der pflichtigen Be- Mittagspause, die in sehr vielen Fällen nicht 
rufSIVermittlung zugeführt werden. D er Aus- eingehalten werden kann. Körperlich stellt 
bau der staatlichen Fürsorge für gesundheit- dieser Dienst die größten Anforderungen an 
lieh gefährdete Jugendliche, die schon früher das Personal, daher ist ein großer Teil 
von meiner Vorrednerin erwähnt wurde, dauernd im Krankenstand. Das Personal des 
besonders in d-en Notstandsgebieten der Süd- Landeskrankenhauses in Graz erhält zum 
bahngemeinden und im Traisental sowie im Beispiel derzeit monatlich nur zweieinhalb 
Burgenland darf nicht übersehen werden. Tage frei, bei einem Dienst von rund siebzig 

Zum Schluß möchte ich noch eine Frage Stunden in der Woche! - also ,ein völlig 
unsozialer Zustan d !  Unsere Vertreter im Ge­streifen : ,  unsere armen Kriegswaisenkinder. 

Es sind Tausende von armen Kindern, die werkschaftsbund haben daher.  beantragt, daß 
jetzt elternlos dastehen, weil der Vater im dem Warteper-sorual wöchentlich ein dienst­
Krieg gefallen unld die Mutt.er verschüttet freier Tag -gewährt werden möge. 
wurde oder durch ein Unglück ums L eben Ein Wort noch über die Frage der Rentner. 
gekommen ist. D iese armen Kinder sind zu Wir haben es im Interess,e der Altersrentner 
Tausenden in Heimen untergebracht. Wäre sehr begrüßt, daß der Herr .soz.ialminister 
es nicht ,eine wunderbare Tat, 'Wenn vorbild- eine Erhöhung der Altersrenten auf 60 8 in 
liehe Familien, die Liebe zu Kindern haben, Aussicht gestellt hat. D ies war ein drin­
solche Kriegswaisenkinder aufnehmen gendes lGebot der Stunde. Wir sind aber 
würden. Besonders denke ich an solche auch der Ansicht, daß selbstverständlich 
Mütter, die ihre Kinder verloren haben und eine -Erhöhung der übrigen Renten folgen 
die dann mit aller Liebe und Fürsorge sich muß. Besonders möchte ich hier das harte 
dieser Armen annehmen. Ich möchte hier Los betonen, das die Kleinrentner betroffen 
einen Appell an die Abgeordneten di,eses hat. Diese armen Opfer der Geldentwertung 
Hauses richten und sie  bitten, in  jhren nach dem ersten Weltkrieg haben nach dem 
Ländern darauf hinzuwirken, daß diese Kleinr,entnergesetz 'Vom 18. Juli 1929 ein en 
Kinder in eine gute Familienfürsorge über- rechtlichen Anspruch auf Leistungen aus 
nommen werden. dem Kleinrentnerfonds. Durch die national-

Vom ,sanitärem Standpunkt aus wären sozialistische Herrschaft sind die Klein­
folgende dringliche Forderungen herl1orzu- rentner abermals auf das schwerste ge­
h eben : Verbesserung der ärztlichen Be- schädigt worden. Die den Kleinrentnern in 
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den letzten Jahren gewährten Reichs­
zuschüsse bestehen nicht mehr und auch die 
Mietenbeihilf·en WUrden in einzelnen Länd,ern 
eingestellt. Die gehobenen Fürsorgerenten 
der Gemeinden werd·en vielfach n icht mehr 
ausbezahlt, so daß viele Kleinrentner wirk­
lich dem größten Elend preisgegeben sind, 
Unsere Abgeordneten haben daher den 
Herrn Finanzminister in einem Initiat iv­
antrag allifgefoBdert, einvernehmlich mit dem 
Herrn Sozialminister einer Erhöhung der 
Unterhaltsbeiträge für die Kleinrentn�r zu­
zustimmen. 

In diesem Zusammenhang möchte ich auf 
eine groß,e Härte hinwe isen, die darin be­
steht, daß den Familienerhalterinnen, über 
deren Gatten keine amtlichen Vermißten­
meMungen der Militärstellen vorliegen' und 
die seit mehr als Jahr·esfrist keinerlei Nach­
richt mehr bekommen haben, seit 1944 jede 
Unterstützung entzogen wurde, so daß sie nun 
einfach der privaten Hilfe überlassen und 
der größten Not preisgegeben sind. D iesen 
armen Müttern, Frau en öffent1icher An­
gestellter, und ihren Kindern eine Unter­
stützung ·etwa in der Höhe einer Witwen­
pension aus den Mitt eln der sozialen Für­
sorge zu gewähren, ist  -eine dringende N·')t­
wendigkeit und Pflicht. Ich möchte diesbezüg­
lich einen dringenden Appell an unseren 
Herrn Sozialminister richten. 

Angesichts uns-erer B estimmung BIs A b­
geordnete, die darin besteht, D iener an d .. ? r  
Menschheit zu sein, wollen wir auch dieses 
Wort wahr machen in dem Bestreben, der 
größten Not durch tatkräftige Hilfe und 
Unters tützung zu steuern und so umer''?l1 
Teil beizutragen zum Au fbau unserer 
Heimat. (Beifall bei der österreirh i8ch cm 
Vol'kspartei. ) 

Abg. Kys ela: Hohes Haus! Wenn ich au s 
dem Kapitel 15 "Soziale Verwaltung" einiges 
besprechen will, dann soll  es zum Thema 
der Ar,beitslosen sein. Es steht zwar nie'ht 
in enger Verbindung mit dem ganz.en 
Komplex, aber ich will deshalb dazu 
sprech en, weil ger3Jd e dieser Punkt heute 
breite Schichten unserer Bevölkerung 
bewegt. 

Ich weiß nicht, ob Sie, meine - D amen und 
Herren, Gelegenheit haben, mit vielen 
Arbeitern oder mit vielen Heimkehrern zu 
sprechen . Wenn Sie von .i hren Sorgen hören , 
dann werden Sie daraus immer wieder ent­
nehmen, daß sie vor allem eines bewegt, 
irgendwo sicher unterzukommen, i rgendwo 
einen Arbeitsplatz zu finden, wo sie von 
Arbeitslosigkeit v·erschont bleiben. Wenn 
man bedenkt, daß sieben Jahre Krieg h inter 
uns l iegen, wenn man weiß, was diese 
Menschen, die Heimkehrer, in  den sechs 

Jahren des furchtbaren Krieges mitgemacht 
haben, und wenn man sieht, daß diesen 
Menschen noch immer die Folgen aus der 
Zeit der Arbeitslosigkeit anhaften, dann muß 
man sich fragen, ob es denn n ieht möglich 
ist, dieser Ge ißel der Arbeitsl osigkeit nicht 
nur mit den Mitteln der Arbeitslosenunter­
stützung beizukommen und hi·er zu helfen, 
son dern auch die Ursachen aus ,der Welt zu 
schaffen, damit die Menschen von diesem 
Alpdruck befrei t  werden. 

Meine Damen und Herr,e n !  D amit komme 
ich auf die Rede des Herrn Abgeord n e ten 
S c  h u m y von gestern zurück, weil sie mit 
dem Arbeitslosenproblem u nd dem Problem 
der Sozialversicherung in engster Ver­
bindung steht. D er Herr Abgeordn ete Sc\nnny 
hat gestern die Planung und die l,·enknng an 
die erste Stelle seiner AuseinandersetzungC'n 
gestellt und an die letzte :d ie  Sozialisi enmg. 
Nun bin ich der Meinung, daß eine Planung 
nur möglich i st, wenn die Sozialisierung als 
die Grurudlage für e ine  Planung vollzogen 
ist. Wenn ich damit die Arbeitslosen in Z 11-
sammenhang bringe, so deshalb, weil es nach 
dieser Wirt.sc:haftskatastrophe, n ach diesem 
Kriege, die wichtigste Au fgabe d es Staatt:-s 
sein muß, eine \Virtsehaft aufzuba1len ,  d ie 
es in Hinkunft unmöglich maeht, daß _lenf� 
Zeit von 191 8 bis 1938 wi 8 :1erkeh rt, d i e  wir 
ja alle in Erinn erung hnben und die l I n s  
dann diesen schrecklichen Krir.>g besel l crt 
hat. Ich will nicht an die Zeit der fort­
währenden Krisen erinnern, die Zeit ,  in der 
e ine Krise die andere abgelöst hat, ich will 
nicht daran erinnern, daß zum B,�ispid dIe 
Spekulationen und die Banken k ri1chs - U PlJ1 
Staate ungeheure Summen gekos t(�t 111,bell, 
ich will hier nur .ei n  Wort gebrauchen : die 
Profite haben die Herren der  B a nk r>,n l i ll d  
Unternehmungen einge�teekt, wähf(� n d  man 
die Bezahlung der Schulden so:dal ls iert  und  
verstaatl icht hat ! 

Wir müssen uns deshalb auf :Jen S tand­
punkt stellen, der h eu te nicht nur  in Öster­
r eich eine Parole der Sozialistischen oder 
der Kommunistischen Partei ist, sondern der 
nun auf der ganzen Welt als eine Notwendig­
keit betrachtet wird:  daß die Sozialisierung 
der Großbetrie'be, die Sozialisi erung der 
Produktionsstätten und der Produktions­
mittel, der Bergwerke und so weiter, das 
wichtigste Gebot der Stunde ist. Erst wenn 
wir diese Voraussetzungen schaffen , erst 
dann wird es möglich sein, den arbeitendeil 
Menschen auch die nötige Sieherheit z u  
@eben und allen auch das, 'Was die einzeln en 
Vorredner hier in Erwä�llllg gezogen haben 
und was sie von dem Herrn Sozialminister 
verlangt haben, daß die Mittel erhöht 
werden, was aber erst dann gesichert ist, bis 
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eine Fundi,erung dafür geschaffen ist und 
der Staat eine gesunde und dauerhafte Wirt­
sch aft besitzt . 

Dazu wäre noch zu sagen, daß die Alters­
versicherung und die Altersfürsorge auf 
genau derselben L ini,e liegen . Wenn es in 
diesem Staate eine gesun1de und dauerhafte 
Wirtschaft gibt , dann wird es kei ne Fru[T,e 
mehr sein , daß auch die Altersversieherun?: 
und di,e Altersfürsorge jenes Ausmaß er­
reichen, vermÖge dessen den alten Arbeitern 
und Angestel lten und darüber h inaus auch 
den Gewerbetrei'benden der L,ebensabend 
wirkli ch gesichert ist.  Wenn wir uns n ,�.ch 
dieser Richtung h in festlegen - und damit 
komme i ch noch einmal auf die Riede des 
Herrn Abgeord neten Schumy zu rü ck, n u r  mi t 
einer kleinen Änderung in der Forml1 l i � nm g  
seiner Au ffassung -, daß w ir nämlich d i e  
Sozialisierung an di'e erste Stelle Ullid dip 
Planung und Lenkung an di·e 'liweit e 8te11 0 
setzen, dann, glaube ich, wäre die Einig­
ke it des Hauses hergestellt und damit wäre 
auch der Weg frei für eine gemeinsame 
A rb eit aHer ,drei Parteilen , und d a  glaube ich 
- und ich will dies in der D ebatte über die 
Sozialversicherung ausgesproch en haben --,  
daß sich das Haus dessen bewußt werel en 
wird, daß wir da nur den einen Weg Q'ehcll 
können, der in der Siche rung der Arbeit 
und damit in der Sicherung der Sozialrenten 
l iegt. 

D i'e Herren Abgeofldnet·en haben h ier  liber 
viele Punkte im D etail gesprochen.  Ich will 
noch e inmal auf die Heimkehrer zurück­
kommen. Es wi rd e ine Aufgabe a u ch des 
Sozialminist·eriums sein, sich der Heimkehrer 
in allen ih ren Fragen anzuneh men, die sie 
so sehr b edrücken . Viel e der Heimkehrer 
sind krank , sie bedürfen der Erholung. Es 
wird Sache der K rankenversicherungs­
anstalten sein, hier einzugreifen, denn hier 
darf mit den Mitteln nicht gespart werden, 
weil di'ese Menschen zunächs t  ihre K räfte 
wie dergewinnen und damit die Mögl ichkeit 
bekommen müssen, in den Arbeitsprozeß 
eingegliedert zu werden . D arum möch tle ich 
auf das Wort zurückkommen , das der Herr 
Abgeordnete E 1 s e r gesagt hat : Heute 
dürfen die Mittel keine - Rolle spielen. 
D enken wir doch daran, was uns der Krieg 
gekostet hat. ' D enken wir daran, was die 
Besatzungskosten noch immer ausmachen , 
die ja in die Mill iarden gehen, dann können 
ei nige Milli onen Sch ill ing Ausgab en ffio3hr im 
Interesse unseres Aufbaues und im Interesse 
der Gesundheit der Bevölkerung kei ne 
Rolle spielen, vor allem im Interesse der 
Gesundheit unser,er Arbeiter und An­
gestellten und im InteJ'le·sse j ener b edauerns­
werten Menschen, die so viele Jahre im 

Krieg,e waren und die nun nach Hause 
kommen, wer den, viele in einem körper­
lich en Zustand, der es erfordert, daß . man 
ihnen eine entsprechen de Erholung zu­
komme n läßt. 

D iese ,sitte hatte ich dem Herrn Bund;es­
minister für soziale Verwaltllng noch zu 
unterbreiten. Ich will Sie nicht lange auf­
halten und mit den Wor ten schl ießen : 
Hanusch hat mit seine m großen Werk nach 
dem ersten Weltkrieg begonnen, die Er­
fah rungen der letzten zwanzig Jah re müssen 
uns so weit gebracht haben , di ese,s Werk 
du rch einen planvollen Umbau unserer 
Wirtschaft der Vollendung zuzuführen. (Bei­
fall bei den Sozial isten . ) 

Abg . .  Paula ,Wa11isch ,(mit starkem Beifall der 
Parteigenossen begrüßt) : Hohes Haus ! Meine 
j) ,lmen und Herrell1 ! Ich habe das Wort ver­
langt, um zum Kapitel 15,Titel 7 :  Volksgesund­
he it, zu sprech en . 9 i e Vergleichszahlen :les 
Jahres 1938 las·sen nur vage -Schlüsse auf 
den jetzigen Stand zu. IQ.unerhin sind es die 
einzigen Vergleich szahlen und verd ienen 
deshalb IBeachtung. Der Vergleich zeigt, daß 
der Bund im Jahre 1938 für Vot.l\:sge 3Undheit 
rund 17  Millionen Schill ing ausgegeben, da­
gegen 2'7 Millionen Schilling eingenommen 
hat, so daß das Budget mit rund 141/2 Milli­
onen S�hilling belastet war. Der vorl iegende 
Entwurf wei'st 9'7 Mill ion en Schilling an Aus­
gaben und 760.000 S an Einnahmen aus; 
somit entsteht für den Bund nunmehr eine 
Belastung von rund 9 Millionen Schilling. 
D abei sind die überweisungen an die Länder 
für die Krankenkassen und für die Bundes­
heilanstalten ei ngerechnet . 

Nach d en Ansätzen des Voranschlages gibt 
der Bund im .Jahre '1946 sonach weit wen iger 
aus als i m  Jah re 1938. Nun drängt sich d i e  
Frage auf, o b  diese finanzielle  Zurückhal­
tung des Bundes du rch ,einen et'wa ge­
besserten Gesundheitszustand unserer B e­
völkerung begründet ist. D iese Frage muß 
mit Nein be.antwortet werden. D er Gesund­
h eitszustand unserer Bevölkerung hat sich 
nicht nnr nicht gebessert sondern weitaus 
verschlech tert, wie dies ja  nach einem solch' 
sch recklichen Krieg selbstve rständlich ist. 

Ich will nur ganz besonders auf einige 
trostlose und bedauerliche Erscheinun gen 
hinweisen , und unter diesen über die Tuber­
kulose etwas ausfUhrlicher sprechen als 
meine Vorredner innen , weil es  mir wich tig 
erscheint, daß man hier ganz besonders dar­
auf hinweist, wie es bei uns au ssi eht. 

D ie Ziffern, die ich anführen werde, be­
zi·ehen sich hauptsächlich auf Graz und 
Steiermark, aber ich glaube , auch a u f  die 
anderen Bundesländer und :somit auch 
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für ganz österreich - werden sie zutrefien. 
D er Tuberkulose fehlt der aufrüttelnde 
Chamkter der anderen akuten Seuchen, die 
das allgemeine Interesse alarmierend wach­
rufen und Sofortmaßnahmen auslösen. 

Meine Vorgängerin, Frau Kollegin 
M i  k 0 1  a, hat schon erwäh nt, daß die be­
dauerliche Typhll sepidemie in Hartberg lli 
der Oststeie rmark 72 Todesopfer gefordert 
und eine panikartige Stimmung erzeugt hat .  
D ie Tuberkulose 'wirft ständig und dauernd 
ein V ielfaches dieser Zahl auf das Totenbett, 
aber weil sie eben nicht geballt auftritt, 
fehlt ihr der aufrüttelnde Charakter. 
In Z eiten des Notstandes, wie wir sie j etzt 
erleben müssen, wird sie u m so 'weniger be­
achtet und tritt um so 111-:':lhr in  den Hinter­
grund, als die einzel n e n Familien und alle 
amtlichen ,stellen mit anderen, clränf,!"f'n deren 
und unaufschiebbaren täglichen Sorgen, wie 
etwa die Nahrungssorgen, belastet s ind. 

Die Tuberkulose ist milieubedingt. Wo 
Hung-'er und Wohnungsnot mit ih ren u n ­
hygienischen Verhältnissen herr schen und 
Mensch en in lichtarmen und feuchten Keller­
wohnungen und in seelischer Not leben, dort 
i st sie ganz besonders zu Hause. Di.e Tuber­
kulose �heißt nicht u msonst d i e  " Proletarier­
kran1kheit". Wenn es uns gelingt,  trock'ene . 
gesunde Volkswohnungen zu bauen und d,er 
arbeitenden IBevMkerung ein erhöh tes E i n·· 
kommen zu sichern, und wenn es u n s  ge­
lingt, für den notwen d igen Kälteschll tz 
unserer Arbeiter zu sorgen, dann wird auch 
die Tuber,kulose wieder abneh m en. 

D en'  KUl'venv'erlauf - kann man all S  fol­
genden ·Zahlen ersehen : In der Lan des­
hauptstadt Graz waren im Jahre 1931 11 '6 
von 10.000 der Bevölkerung tuhc rkulo 3 , im 
Jahre 1938 ist diese Zahl auf 15 von 10.000 
gestiegen und seither ist ein stetes Ansteigen 
festzustellen. Vom .Jahre 193$) bis zu m  
Jahre 1944 hat siCh die Zahl ganz er­
schreckend erhöht, nämlich um 75 Prozent . 
Es muß aber ausdrücklich bemerkt werd-:m, 
daß diese Zahl heut-e noch viel bfiher ist 
I n  Wien allein gibt es derz,eit 100.008 Tllber­
kulosekranke. 28.000 bedürfen dringend 
einer Heilbehandlung u nd es feh l t  an � l1en 
Seiten. Das >Gefährliche dar an ist natürlich 
die Ansteckungsgefahr für die Mitm enschcn � 
wenn > hier nicht bald Abhilfe geschaffen 
wir.d. Es ist auch notwendig aufzuz eigen , daß 
sich die Verteilung der Krankheit auf die 
einz.elnen Altersstufen verschoben hat. 
Während bis zum Jahre 1944 die höheren 
Altersstufen von 50 Jah ren aufwärts über­
wogen hab en, ist j etzt die Erkrankung lln d  
Sterblichkeitskmwe i n  di'e A l tersstu f e von 
20 -bis 30 Jahren 'vorgerüClkt. D ie Schulärzte 
beklagen sich zum Beispiel über die rapide 

Zunahme der Tu'berkulose unter der Schul­
jugend. D er Twberkulosebekämpfung muß 
das größte Augenmerk zugewendet werden, 
nicht nur vorn Bund, sondern auch von den 
Ländern und Gemeinden. Als derz eit wich­
tigste Maßnahme halte ich dte sofortige 
Feststellung aller leichten Fälle  der Tuber­
kulose und deren sofortige Heilbehandlu ng. 
Fachl'eute verlangen, daß jedermann wen i g­
stens einmal im Jah r röntgeni siert werde. 
Bei einzelnen Berufsgruppen, wie zum B ei­
spiel bei den IJehrern, findet diese alljfihr­
liche Untersuchung bere its statt. D ie 
positiven Fälle werclell sofort aufgegriffen, 
die Ansteckungsherde ausgeschaltet. D ie 
Heilung ,kann sofort erfolgen, und die Kosten 
sind verhältnismäßig gering. Als Ziel 
schwebt mir 'Vor, .daß durch ein e gesetzliclle 
Maßnahme immer mehr B e ru fsgru pp e n  
dies en all.jährlichen Röntgen u n tersuclnmrr'en 
unterworf,en werden und daß ·schließl ich die 
gesamte Bevölkerung unse res Landes in 
diese Untersuchungen einbezogen wird. D ie 
län dl iche Bevölkerung l'eidet genan so 
schwer unter der Tuberkulose wie die 
städtische. 

Ich möchte h ier folgend,e Anr egung 
machen : Ambulante Röntgenanlagen müß!,en 
in die entlegensten Dörfer hi n ausge schickt 
werden, um alle Bürger zu erfassen . Ich 
möchte den Herrn Sozialmi n ister bitten,  daß 
er diese Anregung ernst nehmen und ehestens 
in die Tat ums etzen möge, wenn es momen­
tan vi'elleicht auch n i cht möglich i s t, alles 
das schnell durchzusetzen. Ich behalte mir 
vor, zu eine m gee lgneten Ze itpunkt einen 
diesbezüglich en Antrag zu stellen . 

Neben der Tuberkulose wird die B evölke­
rung österreichs und besonders die der öst­
lich en Bundesgebiete von den Geschlechts­
krankheiten gequält. D iese Krankheiten sind 
eine Erscheinung, die nach jedem Krieg auf­
tritt, und der totale Krieg, der jetzt hinter 
uns liegt, hat auch auf diesem Gebiet totale 
Erscheinungen gezeitigt. In unserer 05t­
steiermark gibt es D örfer, deren Bevölkerung 
infolge allgemeiner Ansteckung in ihrer 
A rbeitskraft bedeutend gelähmt ist. Beson­
ders hart aber 'sind die Frauen betroffen, di� 
- ich möchte das betonen - unverschuldet 
angesteckt wurden. Die Seuche tritt sehr bös­
artiJg auf. Blühende und arbeitstüchtige 
Frauen und Mädchen verfallen in kurzer Zeit, 
werden arbeitsuntüchtig. und siechen dahin. 
D azu kommt nooh der seelische Notstand 
dieser Frauen. Die Frauen verlieren jede 
Lebensfreude und befinden ,sich in 'stärkster 
Depression. Übernommene und fest ver­
wurzelte Vorurteile hindern viele daran, s ich 
rechtzeitig an einen Arzt zu wenden und 
Hilfe zu suchen. Sie verbergen ihr unver-
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schuldetes Leid hinter einer ial,schen Scham, 
weil sie die Nachrede im Dorf fürchten. Weit� 
ausholende und ernsteste Aufklärungsarbeit 
wäre hier am Platze. Die Frauen müssen auf 
ihre Schuldlosigkeit an dieser Krankheit 
hingewiesen werden, und es muß ihnen die 
Pflicht zum Bewußtsein gebracht werden, 
sich einer Heilbehandlung zu unterziehen, und 
man muß sie daran erinnern, daß sie die 
Verantwortung für die komm enden Genera­
tionen tragen. Ich habe hier nur einige 
Z ahlenbeispiele aus Wien aus dem Juli 1945 
zur Verfügung. Im Juli 1945 gab es in Wien 
nach den ärztlichen Meldungen 2556 Neu� 
erkrankungen an venerischen Leiden. Stati� 
stisch ist das eine ungeheure Zahl, die ihre 
Erklärung natürlich in den Kriegshandlungen 
und Kriegs'auswirkungen findet. D iese Zahl 
ist seit dieser Zeit, Gott sei D ank, allmählich 
gesunken. Im ' März 1946 gab es nur mehr 
1318 Neuer:kranikungen. An Gonorrhöe er­
krankten im Juli 1945 2123 und an Lues 
450 Personen neu. Es leiden aber in Wien 
etwa 15.000 Menschen an venerischen Krank­
heiten. In dieser Zahl .sind sowohl die alten 
Leidenden als auch die Neuerkrankten ent� 
halten. D iese Summe ergibt immerhin die 
Einwohnerzahl einer mittleren Provin zstadt. 

Zur Eindämmung und ,schließlich zur Be­
seitigung an dieser von mir j etzt besproche� 
nen Mas,seneJlkrankungen an Tuberkulose 
und Geschlechtskrankheiten und zur Förde� 
rung des allgemeinen Gesundheitszustandes 
überhaupt ist außer einem bchtüchtigen 
Ärztestand, über den wir ja erfreulicher­
weise in österreich verfügen, unbedingt auch 
das Pfl ege- und Wartepersonal notwendig, 
das mit reichen K enntnissen und ganzer 
Arbeit freudig den verantwortlichen Dienst 
versieht. Meine Frau Kollegin M o  i k hat j a  
über diese Zustände sC'pon' gesprochen und 
ich kann mir eine Wiede.rholung ersparen. 
Auch wir ,sind. wie die Vorrednerin, Frau 
Abgeordnete M i k o l a, ausführte, für den 
Schutz. des Krankenpflege- und Hebammen­
diploms. D iesbezüglich liegt ja ein Antrag 
unserer Partei schon im Sozialministei'ium 
auf. Ich ersuche den Herrn Sozialminister, 
innerhalb seines Ressorts durch Einwir­
kung auf die verschiedenen Landesregie­
rungen, die ja in allererster Linie .hiefür in 
Betracht kommen, dafür zu sorgen, daß die 
durch die angeführten Seuchen gequälten 
Mensc,hen rasehest einer Heilung zugeführt 
werden und daß ihn.en raschest geholfen wird. 
D er Herr Minister wird die Unterstützung 
der Sozialistischen Partei haben und wird 
damit der Volk,sg,esundheit einen großen 
Dienst erweisen. (Beifall bei den Sozialis,ten.) 

(Wäh rend. vorsteh en der Ausfilhrnng;en hat 
Präsident Dr. Gorbach den Vorsitz über­
nommen.) 

Abg. Dr. Nadine Paunovic: Hohes Hausl 
Wir stehen in der Besp rechung des Staats­
haushaltes hei den sozialen Belangen. Der 
tiefste Sinn jeder Sozialpolitik i st der Dienst 
um Leben, der D ienst am Menschen. Neulich 
konnte von dieser Stelle aus die Forderung 
erhoben werden, daß der § 144 gestriohen 
werde, weil er unerhörte Härten .für , 'die 
Frauen und einen Eingriff in ihre Persönlich­
keitsrechte- bedeute. Erlauben Sie, daß ich 
dazu einige grundsätzliche Feststellungen 
mache. Ich gehe von dem Satz aus, der die 
Grundlage für j edes geordnete Gemeinwesen 
bildet : Das Leben ist heilig. Wir wissen, 
daß der National�ozialismus diesen Gr,und­
satz in der brutalsten Weise durchbrochen 
hat. Mit Schaudern erinnern wir uns an die 
Tötung alter, kranker und schwacher Leute ;  
wir kennen den qualvollen Tod i n  den Kon­
zentrationslagern und Kerkern des Dritten 
Reiches. Wenn wir in diesen Schutzwall, der 
das keimende Leben umgi·bt, eine Bresche 
schlagen, dann begeben wir uns auf einen 
Weg, der über das lebensunwerte Leben zu 
den Maslsengräbern des Hitlerregimes führt. 
(Beifall bei der österreichischen Volkspartei.) 
Wir müssen alle s  tun und alles daransetzen, 
damit wir nicht in eine solche Gefahr 
kommen. Es . ist kein Eingriff in die Persön­
lichkeitsrechte, denn wenn wir diese über­
steigern, kommen wir zur Totalität des In­
dividuums, und das wollen wir auch genau so 
abweisen wie die Totalität des Staates. Wir 
können nicht dem Leben dienen, indem wir 
Leben zerstören. 

Sicher bedeutet dieser Paragraph · für 
manch e Einzelfälle und sogar für viele Einzel­
fälle Bitterkeit fund Härte und schweres 
Leid. ' Wer Jemals in der Familienfürsorge, 
in der Ehefürsorge tätig war, der hat Ein­
blick genommen in schwerstes ' mensch­
liches Leid und schwerste menschliche 
Schuld. Daher müssen wir alles tun, 
damit dieser D ienst am Menschen gerade 
jenen Frauen und Müttern 'Zugewendet 
werde, die unter diesem Paragraphen 
schwerstens leiden. Vor allem muß die 
Familie auf gesunde wirtschaftliche Grund­
lagen gestellt werden, und wir müssen alles 
versu(jhen, daß der Not jener Familien ge­
steuert werde. Ein Weg dazu ist wohl die 
GemeinschatHsrente des Abgeordneten F i n k, 
die h eute schon zitiert worden i,st. Wenn wir 
diese ,sozial ausbauen und ausgestalten, so 
können wir bewil"ken, daß auf manches leid­
verohärmte Frauenantlitz auch ein Lächeln 
gezaubert werden kann. Wir müssen die Für­
sorge für die werdenden Mütter, vor allem 
für die unehelichen Mütter, ausbauen und 
ausgestalten. Hier dürfen wir nicht sparen. 
Und da wende ich mich an den Herrn Sozial­
minister, damit nioht dort ,eingeschränkt 
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werde, wo es gilt, d e m  Leben zu dienen, den aus Gefühlswerten, und gerade diese b eein­
Menschen zu helfen. Vor allem aber, und da I trächtigen oder fördern seine Entscheidung. 
bitte ich das Hohe Haus, daß wohl alle zu- I D ie Frau hat diese Gefühlswerte in ihrer 
5ammenheUen und zusammenstehen:  Wir Wesenheit mitbekommen. Es sind dies Ge­
müssen das Verantwortungs bewußtsein in fühlswerte der Liebe, der Hingabe und der 
den Menschen wecken und die tiefe Ehr- Verbundenheit mit dem Leben. Wir kennen 
furcht, d i e  die Voraussetzung eines demo- diese Gefühlswerte, wir fassen sie zusammen 
kratischen Genl!einwesens ist, die Ehrfurcht unter dem Begriff der Mütterlichkeit. Die 
vor den Geheimnislsen des L ebens. (Beifall heutige Welt, die  in Leid, Haß und Not  e r­
bei der österreichischen Volkspartei.) starrt, ruft ihre schöpferischen Kräfte aus der 

Es wurde davon gesprochen, daß ,der § 144 
das Reoht der Frau gleichsam auslösche. 
Sehen Sie, es ist wahr, Mann und Frau tragen 
das menschliche Antlitz, sie stehen und fallen 
in der letzten ethischen Verantwortung des 
Menschen, ein ,guter Mensch zu werden, ein 
sozialer Mensch zu werden. D eshalb sind sie 
gleichqerechtigt und gleichwertig und dar­
üher gibt es keine D iskussion. Aber ebenso 
wahr ist es, .daß die Natur oder der letzte 
Urgrund alles Seins ,den Geschlechtern ver­
schiedene Funktionsaufgaben zugeteilt h at, 
auf biologischem, aber auch auf geistigem 
und se elischem Gebiet. D i e.se Funktions­
aufgaben - es ist ganz richtig - -belasten 
die Frau ,schwer, biologisch und :seelisc.h. Sie 
ist die Opfernde, die Schenkende, die immer 
Be reite, und gerade aus dieser Tatsache her­
aus müssen wir fordern, daß, weil eben sie 
die Schwerstbelastete ist, man ihr Recht auch 

Frau. D i e  Mütterliehkeit wird und muß die 
W elt ge,staUen, wenn wir nicht in neue Kata­
strophen !hineingelangen wollen. D iese Mütter­
lichkeit, Hohes Haus, müssen wir wachrufen, 
entwickeln, ,för,dern in j eder Frau. Sie wird 
auch den Schutz.wall bilden und ihr die r echte 
Einstellung zum werdenden Leben geben. 
Und dieser Schutzwall wird vielleicht ,besser 
halten als Par,agraphen und Gesetzesbestim­
lllUl1gen. (Lebhafter Beifall bei d er Öster­
reichischen Volkspartei.) 

Abg. Frühwirth ; Hohes Haus ! Ich will die 
Aufmerksamkeit des Hohen Hauses lauf eine 
Frage lenken, von deren Entscheidung nicht 
nur das wirtschaftliche Schic®sal von Hundert­
taus enden österreichischer Arbeiter und An­
gestellter 3!bhängt, sondern die auch von 
äußerster Wichtigkeit für die Erhaltung des 
sozialen Friedens in unserem Lande ist, auf 
die F rag,e der Löhne und Preise. 

heilig ernst 'nimmt und daß nicht nur in den Um das so richtig ,zu können, ist es not­
Verfassungsbüchern de,s Staates von der wendig, die Ge.schiühte aufzuzeigen, die die 
Gleichheit der Geschlechter vor dem Gesetz Entwicklung der Löhne seit d e m  Krisen­
gesprochen wird, sondern auch in wahrer ja'hre 1928 genommen .hat. Wir alle wis'sen, 
tätiger Liehe. daß ,damals, als infol.ge der Auswirkung der 

Wir fordern einen größeren geistigen W·eltwirtschaftskrise auch bei uns in Öster­
Wirkungsraum und Lebensraum für die reich Hunderte von Betrieben zum Stillstand 
Frauen. Wir fordern, daß sie Berufsmöglich- gekommen sind, das Unternehmertum diese 
keiten ergreifen und daß ,sie die Ausbildung für die Arbeiter und Angestellten s o  betrüb­
dazu uneingeschränkt erhalten können. Es liehe Erscheinung dazu benützte, um weit­
kommt nämlioh noch vor, Hohes Haus, daß gehende Lohn- und Gehaltskürzungen durch­
man bei Stellungsbewerbungen trotz richtiger zuführen. Es wurden die Löhne in der Textil­
Voraussetzungen einer F rau sagt : Sie ,sind und Metallindustrie bis zu 20 Prozent, bei 
die einzige unter den Kandidaten, .die alle der graphischen und Papierverarbeitungs­
Voraussetzungen tadellos erfüllt, aber aus industrie sogar um 33 Prozent, im Reinigungs­
Prinzip vergeben wir diese Stelle keiner . geweIibe, im Friseurgewerbe, bei den Bühnen­
Frau. (Beifall bei den Abgeordneten der ange.stellten um 10 bis 15 Prozent gekürzt. 
österreichischen Vollffipartei und den Soziali- Bei den Angestellten kam noch dazu, daß 
sten.) Sehen Sie, Hohes Haus, das sind Dinge, vielfach die Unternehmer daran gingen, ihnen 
die undemokratisch und unsinnig sind und vorzuschlagen, auf Gehaltskürzungen einzu­
die wir abschaffen müssen, weil sie den gehen, damit ,sie ihre Posten erhielten, und 
letzten Schutt des Nationalsozialismus bilden, wenn sie es dann getan haben, wllI�den sie 
der gerade die F rau auf diesem Gebiet ent- trotz.dem entlassen, wobei 'sich die Unter­
rechtet und entwürdigt hat. Ich habe grund- nehmer Hunderttausende von Schillingen an 
sätzlieh feststellend gesprochen, daß das Abfertigungen ersparten. Dieser Zustand, 
Leben heilig sei und daß wir - meine Partei Hohes Haus, wurde noch verschärft, als durch 
- auf d e m  Standpunkt stehen, daß der § 144 die Errichtung des autoritären Regime s  der 
nicht abgeschafft werden dürfe. Der Mensch Arbeiter- und Angestelltenschaft das e'inzige 
besteht nicht nur aus Grund.sätzen und wirtsDhaftliche Kampfmittel, .das sie in ihrem 
Erkenntnissen, nach denen er handelt. Der schweren Existenzkampf zur V erfügung 
lebende Mensch, der vor uns steht, besteht hatte, durch das Streikverbot aus den 
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Händen geschlagen wurde. lDann kam noch 
dazu, daß man nicht nur die Löhne kürzte, 
sondern aucJh eine ganze Reihe sozialer 
Rechte verschlechterte, die innig mit dem 
Lohnrecht und mit der Entschädigung des 
Arbeiters zusammenhängen, vor allem die 
Verschlechterung der Bezahlung der Sonn­
und Feiert3,gsarbeit, Herabsetzung der 
überstundenentlohnung, und in einer ganzen 
Reihe von Betrieben und Unternehmungen 
sind auch Verscbleohterungen des Urlauhs­
gesetzes eingetreten, lauter D inge, die sich 
außerordentlich ungünstig auf die Löhne der 
Arbeiter und Angestellten ausgewirkt . haben. 

.Es ist dann das Jahr 1938 gekom m en, und 
wir alle w1ssen, daß mit dem Einm arsch der 
deutschen Armee gleichzeitig auch der Herr 
Schacht, der große Währungszauberer, ,seinen 
Währungsangleich durchgeführt hat. J ener 
Schacht, der �s zuwege ,gebracht hat, in 
U eutschland 16 ver,schiedene Wä,hrungen ein:.. 
zuiüh ren. Ich kann sie' Ihnen nicht alle 
nennen. Ich will Ihnen nur ein paar aufzei­
gen, die Reichsmark, die RegiJstermark, die 
Keisemark, die Sperrmark und wie diese 
Markwährungen noch alle geheißen haben. 
Bei uns in österreich hat er es so gemacht : 
er hat ein Rechenexempel aufgestellt, das 
Jeder VolkJsschüler, der in vier Klassen gut 
rechnen gelernt hat, auch hätte auf,stellen 
k;önnen. Er hat erklärt : 1 Reiohsmark = 1'50 
Schilling. Auf Grund dieser Erklärung und 
dieses Währungsa'Usgleiches wurden aber 
damals zur Zeit des braunen Faschismus bei 
unis in österreich die Löhne und Gehälter der 
Arbeiter und Angestellten geregelt. Was 
hatte das aber praktisch zur Folge? Wenn 
beispielswei s e  ein Metallarbeiter 1'20 S 
Stundenlohn hatte, ging der Unternehmer 
ganz einfaoh her und sagte : Nach dem 
Rechenexempel 1 '50 S = 1 RM bekommst du 
jetzt 80 Pfenn�g. Und wenn ein Textilarbeiter, 
die ja zu den [schlechtest Gestellten 'Unseres 
Landes gehören, als Weber ode r  Spinner 
einen Stundenlohn von 75 g verdiente, wurde 
ihm n ach der 'gleichen Rechnung sein Lohn 
auf 50 Pfennig gekürzt. Wenn ein Angestellter 
ein Gehalt von 300 S im Monat bezog, wurde 
es ihm auch wieder nach der gleichen Rech­
nung auf 200 RM herabgesetzt. Wenn wir 
alle diese D inge zusammennehmen, !So finden 
wir, ohne uns einer Übertreibung .schuldig zu 
machen, daß das Realeinkom men des Arbei­
ters und Angestellten in der Zeit von 1938 
bis 1945, wo wi r endlich vom Faschismus 
erlöst worden sind, um mindestens ein 
D rittel gesenkt worden· ist. (Zustimmung bei 
den Sozialisten.) 

D urch diese g.anze Entwicklung der Lohn­
politik während der fasehistischen Zeit 
wurde jene Behauptung der bürgerIich-

kapitalistischen Gegner der Arbeiter- und 
Angestelltenschaft, die immer gesagt haben, 
daß die Gewerkschaften mit i'hren Lohn- und 
Gehaltsforderungen an der Teuerung und den 
gesteigerten Le bensmittelpreisen .schuld ,seien, 
aui das treffendste widerlegt; denn in der 
ganzen Zeit sind die Lölme und Gehälter 
nicht gestiegen, sondern, wie ich Ihnen jetzt 
kurz angeführt habe, gesunken 'Und um ein 
beträchtliches Ausmaß gefallen. Aber von 
den Preisen kann das nicht behauptet werden. 
Sie sind im Gegent'eil enorm angestiegen. 
Es ist also hier der Beweis erbracht worden, 
daß nicht etwa gesteigerte Löhne und Gehäl­
ter an .den gesteigerten PI"eisen schuld sind, 
sondern daß die Ursachen ganz wo anders 
liegen. 

Es muß nun natürlich getrachtet werden, 
diese Löhne und Preis,e endlich in Einklang 
zu bringen. Wir haben jetzt eine Zentral­
lo'hnkommission, und es ist anzuerkennen, 
dalj es durch diese Institution schon in einer 
ganzen :Neihe von Fällen gelungen ist, einige 
Härten in der Entlohnung auszugleic.hen. 
A ber das ist nur ein ganz geringfügiger Aus­
gleioh, und es muß ein anderer Weg gesucht 
werden, um einen Ausgleicb der tatsächli­
chen Steigerung der Kosten der Lebens­
haltung, die die Wien er Ar:beiterkammer erst 
vor kurzem mit 28 Prozent für das verflossene 
J,ahr errechnet hat, herbeizuführen. Das kann 
nur geschehen - und das möchte ich d e m  
Herrn Sozialminisiel' ans Her,z legen - ,  wenn 
endlioh einmal das Gesetz über die Kollektiv­
verträge in Kraft gesetzt wird. D urch das 
Kollektivvertragsges'etz, das Recht der 
Arbeite r und Angestellten, sich wieder mit 
den Unternehmerorganisationen an einen 
Ti,sch zu setzen, um mit ihnen nicht nur über 
die VertragSibestimmungen, also über die B e­
stimmungen, welc.he das Arbeitsverhältnis 
regeln,sondern auch frei über die Lohntarife 
zu ver,handeln, wird erst die Möglichkeit 
geschaffen, in der Lohn- und PreispoliUk zu 
geordneten Verhältnissen ,zu kommen. 

Hohe,s H aus!  Ich will in diesem Zusammen­
hang auch einig,e Worte an unsere Bauern­
schaft richten. loh tue das nicht nur als 
Sozialist, sondern als Bauernkind, als einer 
jener Hunderttausende, die durc.h die Ver­
hältnisse von der Landwirtsohaft in die In­
dustrie, ,das Gewerbe und den Handel ge­
kommen sind, um hier als Arbeiter und 
Angestellte zu arbeiten. 

'Ich muß vorweg betonen, daß loh · schon vor 
1934 in diesem Hohen H aus immer auf das 
tiefste beda'llert habe, daß gerade die Bauern­
schaft ,so wenig Verständnis ,für die sozialen 
und wirtschaftlichen Forderungen der Ar­
beiterschaft aufbringt, und habe es deswegen 
mit tieLstem Bedauern festgestellt, weil die 
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meisten von uns, die auf den Bänken der 
Sozialisten und KommuniJsten sitzen, aus 
bäuerlichen Kreisen sttlmmen. Hohes Haus! 
Es wird die Entwicklung unseres Landes in 
j eder Beziehung davon abhängen, inwieweit 
es gelingt, diese beiden wichtigsten B erufs­
schichten einander näherzubringen. Heute 
liegen die D inge ISO, daß die Arbeiter in den 
Fabriken und Werkstätten an furchtbarer 
Not, vor allem an einem u ngeheuren Mangel 
an Lebensmitteln leiden. Gerade in di,e:-:;er 
Hinsicht möchte ich an die Bauernschaft -
denn das .hängt mit der Preis- und Lohnfrage 
auf das innigste zusammen - den App ell 
riC'l1t.en, hier ein größeres Verständnis und 
Entgegenkommen aufzubringen. (Beifall bei 
den Sozialisten .) 

Wir Arbeiter sind durchaus interessiert 
an eine m  �esunden B auernstand, der für 
seine Bodenerzeugnisse einen Preis be­
}wmmen soll - dieser P reis ist ja der Lohn 
für den Bauern -, der nicht nur ausreicht, 
um die Steuern 'UIlid Versicherungsprämien 
zu bezahlen, sondern der 1hm auch die Mög­
lichkeit gibt, die Industrieartikel zu kaufen , 
die die Arbeiter in den F abriken herIStellen. 
(Zustimmung bei den ISozial isten.) Ein ge­
sunder Bauernstand, der sich diese Artikel 
kaufen ,kann, ist für uns Arbeiter von un­
geheurer Bedeutung, denn er schützt uns 
davor, daß wir wieder zu den wirtschaftlichen 
Krisenzuständen mit Arbeitslosigkeit, Kurz­
arbeit und allen ihren bedauerlichen Folge­
erscheinungen für die Arbeiterschaft zurück­
kehren. Wir sind aLso llebihaft an einem 
Ba'Uernstand interessiert, der ,genügend ver­
dient, u m  seine wirtschaftliche Existenz er­
halten zu können. Aber das gleiche Ver­
ständll]S verlangen wir als Industriearbeiter 
von den Bauern. Wenn wir uns heute in Not 
befinden, so möchten wir an die Bauernschaft 
die B itte richten, nicht nur ihre Felder bis 
auf den letzten Quadratmeter zu bestellen, 
sondern wir bitten sie auch, wenn sie ernten, 
die ÜbeI'lSchüsse, die ihnen vom e igenen 
WirtschaHsbedarf bleiben , fiestlos dem K on­
sum zuzufüh ren . (Lebhafter Beifall bei den 
Sozialisten.) Denn nur, wenn wir genügend 
landwirtschaftliohe Produkte ,zur Verfügung 
haben, werden wir nicht nur imstande sein, 
den Schwarzhandel aUtSzJUschaUen, sondern 
auch eine Preisgestaltung durchzuführen und 
eine Hebung ,der Konsumkraft und damit der 
Arbeitskraft der Arbeiter und Angestellten 
zu bewirken, was wieder für unsere Ige,samte 
Volkswirtschaft von außerordentlicher Wich­
tigkeit ist. 

Hohes Haus! Ich möchte am Schluß meiner 
Alusführungen nur noch ·eines sagen : Ich 

hatte vor Jahren einmal Gelegenheit, einige 
Zeit .in Schweden zu leb en und die Verhält-

nisse zu studieren. Ich habe gefunden, wie 
gerade in diesem L and trotz verschi,edener 
weltanschaulicher Auffassungen und trotz 
politischer Gegensätzlichkeit der Stan d der 
Bauern und der der Arbeiter in sehr vielen 
Fragen zusammenarbeiten. D iese s  Land ist 
dadurch, ich möchte beinahe sagen, zu einer 
Insel der Glückseligen geworden. Mehr als 
140 Jahre hat es dort keinen Krieg geg,eben 
und Jahrzehnte lang h aben Bauern und 
A rbeiter, a1so sozialistische Arbeiter und 
Angestellte und kons ervative Bauern, zum 
Wohle des Landes zusammengewirkt. Ich 
würde als Arbeiter und als Sozialist nur 
w ünschen, ,daß Isich auch bei uns diese beiden 
Stände verstehen lernen. 

Ich hin überzeugt, wenn Sie heide ver­
stünden, 'schwedisch zu reden, würde sich das 
nicht nur für das Glück und ,den Wohlstand 
UIlJseres Volkes günstig auswirken, sondern 
es würde auch zur Folge haben , daß wir im­
stande wären, den wirtschaftlichen Wieder­
aufbau unseres schönen österreichs restlos 
durchzuführen . (L elbhafter Beifall bei den 
Sozialisten.) 

Abg. Wölfler : Hohes Haus ! Es ist ein altes 
Wor t, das vielfach in der Bevölkerung gilt, 
dai3 die Apotheken Goldgruben wären. Ich 
wurde eines besseren belehrt, als ich den 
Berioht des Herrn Finanzministel'ls über die 
Bundesapotheken las. D i e  Bundesapotheken 
haben bei einem Umsatz von 477.800 S einen 
Reingewinn VOij. sage und schreibe 6500 S 
abgeworf en. EIS sind dies drei Apotheken. 
Also dr'ei Apotheken bringen ge rade soviel, 
daß ein höher gestellter Beamter im Staat 
bezahlt werden kann. Ich h abe mir die Mühe 
genommen, mir drei Wiener Apotheken an­
zusehen, die ungefähr so ziemlich im 
gleichen Verhältnis sind wie die drei Bundes­
apotheken. Dabei habe ich folgende Fest­
stellung gemacht : D iese drei Apothek en, die 
von Provisoren gefüh rt werden - sie sind 
also ungefähr in der gleichen Lage, da sie 
nicht vom B.esitzer selbst geführt werden -
weisen . einen Reingewi:J;lll von ungefähr 
100.000 S auf. (Abg. F i s e h e  r:  Also ver­
staatlichen ! Wir · wohlen keine Geschäfte mit 
H eilmitteln mach en !) Ich sage Ihnen, Herr 
Kollege F i s  ch ,e r, dann werden wir auch 
bei diesen Apotheken nur einen Gewinn von 
6000 S haben. (Abg. F i s  e h e r :  Eben das 
wünschen wir ja; wir wollen nicht, daß mit 
Heilm itteln Geschäfte gemacht werden. -
Z wischenrufe und Gegenrufe.) 

Ich will damit nur sagen, daß dies alles 
eben nicht zureieht. Es ist ja aueh nicht meine 
Aufgabe, das zu sagen oder dem H errn 
Minister etwa einen Rat zu erteilen, aber ich 
glaube, es kann einstweilen dabei bleiben ; 

19. Sitzung NR V. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 23 von 32

www.parlament.gv.at



384 19.  Sitzung des Nationalrates der R.�puhlik österreich. ---.: V. G. P. - 25.  M'li 1946. 

wenn aber der Staat einmal Geld braucht, 
dann wird er in der Lage Isein, dieses System 
zu ändern. Eine Verpachtung der Apotheken 
würde immerhin noch einen Reingewinn für 
den Staat von 80.000 S er�eben. Auch das 
habe ich errechnet. 

Ich möohte nun noc.h, meine hochgeschätz­
ten D amen und Herren, kurz auf ein anderes 
Kapitel kommen, das ist die Arzneimittel­
versorgung österr,eichs. D ie ArzneimiUel­
versorgung ist eine denkbar schlechte. Sie alle 
wissen, daß wir nahezu nichts mehr haben. 
Mein ges0hätzter Kollege U h 1 i r hat gestern 
bereits auf diese Tatsache hingewiesen und 
auch einen Weg aufgezeigt, der uns aus 
dieser Misere herausreißen kann, und zwar 
betrifft dies die Heilmittelstelle. 

D ie Heilmittelstelle wufide nach dem 
ersten W eltkrieg errichtet, ,sie hat 'sich sehr 
gut entwickelt und war ein glänzender 
j<'aktor im Leben der Wirtschaft und speziell 
im Heilmittelwesen. Finanziell ist es 'ITUll 'so, 
daß die HäUte d.er Aktien dieser Heilmittel­
stelle im Besitze -der Stadt Wien .sind, die 
andere Hälfte ist im Besitze der Herba-A. G. 
l:!;.s wäre nun mein Vorschlag, die Heilmittel­
werke so rasch als möglioh in den Dienst der 
Produktion zu stellen, denn das Wiohtigste 
ist, daß die Heilmittelwerke die normale 
AI1beit ehestens aufnehmen ·können. D as geht 
natürlich 'nicht dadurch, daß man die kom­
missarische Verwaltung noch länger beläßt, 
wobei sich die:s nicht etwa gegen den der­
zeitigen komm�ssarischen V e rwalter richtet, 
der ,sogar ein ausgezeichneter Fachmann ist. 
(Zwischenrufe bei den Sozialisten: Wir 
warten auf da's Gesetz über die gemeinwirt­
schaftlichen Anstalten!) Das will ich gerade 
sagen. Ich habe mir das .so gedacht, daß sich 
in ·einer Zusammenarbeit sowohl die beiden 
alten Teilhaber - die Gemeinde Wien wie 
die Herba - als auch die Vertreter der 
Krankenkassen mit genossenschaftliohem 
Kapital beteiligen und auf diese Art ein 
Kapital erstellen, das die Heilmittel­
versorgung sofort entsprechend vortreiben 
kann. Ich glaube, damit wäre sicher ein sehr 
großer SchrHt getan. SeLbstverständlich sind 
wir auch w eiterhin auf die Einfuhr insbeson­
dere von Rohstoffen angewiesen, denn auch 
die �eilmittelwerke können nicht aus sich 
allein heraus arbeiten, sie brauchen insbeson­
dere Roh'8toffe und Ma,schinen. Wir haben 
aber keine Maschinen. Es wird immerhin 
möglich sein, diese zu beschaffen. Wenn ich 
dazu erwähne, daß wir ja noch andere Firmen 
haben, die sich mit der Heilmittelproduktion 
befass,en, die <s chon langsam .anfangen sich 
zu rühren und zum mindesten den besten 
Willen zeigen, dann ist auch dies schon ein 
Schritt nach vorwärts. 

Al,s letztes möchte ich folgendes sagen : In 
einer Sitzung des sozialpolitischen Aus­
schusses w urde über die Ärztefrage gespro­
ehen, und zwar dahingehend, daß sich ein 
Teil meiner Kollegen sehr scharf gegen die 
Ärzte wegen ihrer Einstellung in der Frage 
der Krankenkassenambulatorien ausgespro­
chen hat. Nun, diese sind ja schließlich auch 
eüne wichtige Angelegenheit, die sich ausge­
zeichnet bewä,hrt hat. Es ist unbedingt not­
wendig und vollständig gerechtfertigt, daß 
be,sonders in den großen Städten Ambula­
torien errichtet werden. Um aber Reibungen 
zwischen den Ärzten, die ja an den Ambula­
torien gewiß ungemein interessiert sillld, und 
den Kr,ankeillkaissen zu beseitigen, müßte 
zwischen den Ärztekammern und Kranken­
anstalten ein Einvernehmen gepflogen wer­
den. Dies wurde auch immer 1t0 gehalten. 
Warum soll es nicht weiter so sein? Dadurch 
wird ja von vorneherein jede Spitze beseitigt. 
Die Ambulatorien in den großen Städten, 
das sagte ich schon, sind wichtig. Es ist nichts 
dagegen einzuwenden, daß sie, wie Kollegin 
W a 1 1  i IS C h sagte, hinauskommen auf das 
Land und Bestrahlungsapparate und Heil­
möglichkeiten bringen, die ja sonst nur in 
den Städten gegeben wären. Diese Art der 
Ambulatorie:q halte ich für' ausgezeichnet, 
gewiß aber ni-cht in der Art, daß diese 
Ambul,atorien einen Ersatz für den Arzt 
draußen auf dem Lande bilden ,sollen. Sie 
wissen, meine sehr geschätzten D amen und 
Herren, es ist auch ,sicherlich Illicht SO ge­
meint, weil gerade da's Vertrauen zum Arzt 
eine eminente Bedeutung hat. E-s ist ja nicht 
gleichgültig, ob der Kranke von irgend einem 
ffiemden Arzt, den er nicht kennt, oder ob er 
von einem Arzt behandelt wird, den er sehr 
gut kennt, zu d em er geradezu ein beson­
deres Vertrauen hat. Also das ist wohl eine 
Sache, die sich machen läßt. I 

Im Ausschuß für soziale Verwaltung und 
üi der Budgetdebatte ist aUClh etwas über die 
Ärzte ,gesprochen worden, was ich nicht un­
erwidert lassen möchte. Meine sehr geschätz­
ten D amen und Herren ! Sie wissen wohl und 
es ist richtig, daß der Ärztestand ein stark _ 
nazifizierter Stand war. Es i,st einmal so, 
daß gerade di,e sogenannten intellektuellen 
Stände dem "Zauber" des Hitlerregimes und 
der Hitlerphrasen besonders erlegen .sind. 
Nur möchte ich feststellen: Wenn die 
Arbeiterschaft und wenn die BauernsC'haft 
diesem Zauber niClht auch derart erlegen, 
sondern auf dem Boden der Wifiklichkeit ge­
standen s:iJnd und heute noch m ehr stehen als 
alle übr·1gen. Stände, ISO hat dies seinen Grund 
darin, - daß der D ruck auf die Bauern und 
ArbeHer eben nicht ,so stark war. Der 
Arbeiter war inmitten einer großen Menge 
im Betrieb, er wurde außerdem in der 
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Rüstungsindustrie notwendig gebraucht, man 
durfte ihn nicht vergrämen. Daher hat man 
ihn mehr oder wenigler in Ruhe gelassen. 
Allerdings will ich damit nicht sagen, daß 
man die bedauerlichen Arbeiter, die es ge­
wagt hatten, aufzumucken und ihrer Ge­
sinnung treu zu bleiben, nicht auch verhaftet, 
in Konzentrationslager geschleppt und zum 
Schluß gemordet hat. Aus unserem Bezirk -
das ist m1r bek'annt - hat man 96 Leute glatt 
aufhängen lassen, weil sie zu Unt'erstützun­
gen für die Familien von verhafteten Arbei­
tern gesamm elt hatten. Bei den Bauern war 
der D ruck auch nicht so arg, aber sehen Sie, 
bei den sogenannten Int'elligenzlern hat es 
zum Teil wohl auch seinen Grund darin, daß 
diese Leute durchwegs 'seit Jahrzehnten eine 
sogenannte nationale Erziehung genossen 
hatten, und diese Erzi'ehung brachte es mit 
sich, daß sie Isich - in die nationale Idee ver­
bohrt ha'ben. Großdeutschland, in dem alle 
Deutschen vereinigt sind, diese Idee war ja 
schon in der österreichischen Monar�hie vor­
handen, ganz 'besonders in den Gruppen um 
Schöner,er und Wolf, die diese Meen ganz 
besonders forcierten. Später wurde dies in 
die erste Republik weitergetragen, in der 
d1i e  Großdeutschen und auch der Landbund 
diese Idee forcierten. Ich möchte dies aber 
auch nicht als ein schweres Gravamen dar­
stellen, haben doch im Jahre 1921 alle demo­
kratischen Parteien österreichs eine Ab­
stimmung über den Anschluß an D eutsch­
land abgehalten. 

Und so glaube ich, daß es schließlich zu 
begre.ifen ist, daß gerade auch die Ärzte, die 
.i a nah'ezu zur Gänze im deutschnationalen 
Lager gestanden waren, genau so wie die 
anderen Stände rasch hinübergewechselt 
sind im Jahre 1938 und aUClh vorher s('Jhon 
im Jahre 1933, als die Nationalsozialisten an 
die Macht kamen. 

I ch hin dafür, daß diese Nationalsozialisten, 
die dem InteUi,gen�stand angehören und die 
sich schwer verfehlt haben, unbedingt der 
gerechten Strafe zugeführt werden; a\ber 
auch das sind Leute, die sich nur aus einem 
gewissen Idealismus heMus zum National­
sozialismus bekannt haben. und di,ese sollen 
meiner Meinung nach nicht so schwere 
Strafen wie die einer drei- oder fünf jährigen 
Berufsentzielmng auferlegt erhalten. Ich 
glaube, Hohes Haus, diese Leut'e kann man 
wohl auch 'so 'strafen und zur · Buße heran­
ziehen, daß man ihnen vermögelllsrechtliche 
Stmfen auf,erlegt, die tragbar sind. Die 
Berufsentziehung bei Ärzten schadet j a  
schließllich nicht nur d e m  Arzt, sondern auch 
der leidenden Menschheit. 

Abschließend möge gesagt sein : D iese 
Stände, mögen Isie auch Verschi,edenes hinter 

sich haben und Verschiedenes begangen 
haben, mögen sie die besten Anhänger des 
Nationalsozialismus gewesen sein, es JSind 
immerhin Stände, die seit vielen Jahrzehnten 
für österreich auch ungeheuer viel geleistet 
haben, und nicht ,zuletzt J�st der Ärztestand 
daran beteiligt, wenn man sagt : A ustria 
docet ! (Beifall bei den Albgeol'dneten der 
öst'erreicJhischen Volik'spartei.) 

Abg. Uhlir: Hohes Haus ! Das fürchter­
lichste Erbe, drus uns der N ationalsoziaHsmus 
hinterlassen hat, sind die ungeheuren 
Schädigungen an der Gesundheit der 
gesamten Bevölkerung und be.sonders der 
werktätigen Bevölkerung österreichs. D ie 
unzweckmäß.ige ood unzureichende Ernäh­
rung während der Kriegszeit hat hier 
g,anz ungeheure Schäden verursacht. Über 
die verschiedenen KrankheibseI'lscheinungen 
wurde heute schon viel gesprochen. . Ich 
möchte nur noch auf zwei <Gebiete hinwe�sen 
weH sie den Gesundlheitszustand der öster� 
reichischen Bevölkerung in einer drastischen 
Art kennzeichnen. 

D aß die Twber'kuloS'e in Wien überaus 
stark angewachsen ist, i'8t bekannt. Die 
Är,zte hahen festgestellt, daß ungefähr 
10 Prozent der Wiener Bevölkerung durch 
die Tuberkulose gefährdet sind, und von 
diesen 150.000 Menschen in Wi'en, die tuber­
kulos gefährdet sind, ,sind rund 30.000 Men-

k
sc�en heilstättenbedürftig, daJS h eißt, daß, da 

eIlle genügende FÜflSorge ,getroffen werden 
kann, um diese 30.000 offenen Tuberkulose­
fälle in Heilstätten unterzubringen, diese 
große Anzahl von Menschen in Wien in der 
Gemeinschaft der anderen Menschen weiter­
leben muß; und dies bedeut,et daher eine 
ständige Ansteckungsgefahr für die übrige 
Bevölkerung. Wir können uns also mit mathe­
matischer Sicherheit ausrechnen, in welchem 
Z eitpunkte sich die Zahl der offenen Tuber­
kulosefälle verdoppelt haben wird. 

D as gleiche trifft auch für das Gebiet der 
Haut- und Geschlechtiskrankheiten in Wien 
und in den östlichen Teilen österreichs zu. 
Hier war ein ungeheures Anschwellen fest­
zustellen, und di,e Gefahr, die auf diesem 
Gebiet für die gesamte Volksgesundheit be­
steht, darf nicht bagatellisiert werden. Wie 
schwer i,st es schon in Wien, in · einer Stadt, 
Menschen. die von einer ansteckenden Ge­
schlechtskrankheit befallen sind, zum Arzt 
zu bringen; wie schwierig ist es aber eflst, 
aus entle.genen Bauerndörfern solche Kran­
ke zum Arzt zu brj ngen ! Sie gehen erst 
dann zum Arzt, bis die Oonorrhö� 'bereits 
den ganzen Körper verseucht bat und die 
Lues bereHs in terNärer Form auftritt. Wir 
müssen mit aller D eutlichkeit sagen, daß die 
VerhäItnisls'e auf diesem Gebiet bedingen, 
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'daß in den kommenden J ahrzebnt'en die 
Irrenhäuser wahr,scheinHch übervölkert 'sein 
werden. 

Und wenn \heute hier von Seiten der Öster­
reichischen Volkspartei vom § 144 gesprochen 
wurde, dann müssen wir auch ,dieses �weite 
Gebiet . de,s Gesundheitssektors bedenken. 
Wir kennen doch . die Auffa·ssung aus der 
nationalsozialistischen Z'eit, wo man der 
tuberkulös erkrankten Mutter empfohlen hat 
- und die Mediziner der nationalsozialisti­
schen Zeit hruben die's sogar medizinisCih 
untermauert -, sie könne unbeschadet ihrer 
Gesundheit das Kind austragen. Wir können 
un:s deutlich vor Augen füh�en, was es heißt, 
wenn ein Kind von einer angesteckten Mutter 
zur Welt gebracht wilid. Wollen wir warten, 
wie es ,in einern Schauspiel heißt, bis der 
Sohn oder die Tochter der Mutter sagt : Habe 
ich dich gebet'en, mir das Leben zu schen­
ken? Die Verantwortung, die wir hier der 
kommerrden Generation gegenüber zu über­
nehmen haben, ist gewaltig, und hier darf 
der kleJilIlliche Gei'St der Vergangenheit ab­
solut nicht mehr Plat,z greifen. (B,eifall bei 
den Sozialilsten.) Gew,iß, es ,spielt auch das 
soziale Moment eine große Rolle und dieses 
soziale iMoment dürfen wir bei der -Be­
urteilung des § 144 nicht Jaußer Acht la'ssen. 
Wir haben .in den vergall'genen Jahren ge­
s,ooen, wie 15- ,und 16.iährige Kinder Mütter 
geworden sind, 'und wir werden in dem 
kommenden Jahrzehnt sehen, daß Kinder 
emporwachsen, für die keine MüHer hier 
sind, die sie betreuen könnten. Von diesem 
soziaJ.en GesichtlSpunkt aus muß der § 144 
betrachtet werden. 

Jede Re,volutionsepoche bringt neues Ge­
dankengut, und wir hoffen, daß auch diese 
Revolutionsepoc'he der Befreiung von den 
gei'Stigen Fesseln d,es NationalsozialiISmus 
ebenfalls als eine solche Epoche bezeichnet 
werden wird, die ,hier neuers Gedankengut 
bringt und die alten Ladenhüter über Bord 

. wirft. 

Die gesundhe.itlichen Verhältnis'Se in öster­
re:ich, vor ,rollern in Wien, sind desolat und 
trist. Zwei Faktoren müssen hier zusammen­
wirken, um diese Schädigungen zu be'Seitigen. 
Der eine Faktor i'st die Ärzteschaft, der 
zweite die Apotheker,schaft. Wir haben i m  
April und Mai d'es vergangenen Jahres ge­
sehen, wie eine kleine Schichte von Ärzten 
- denn der überwiegende Teil der Ärzte ist 
nach dem Westen geflohen - unter unsägli­
chen Mühen und Strapazen die Betreuung der 
Kranken in Wien in die Hand genommen 
hat. Wenn wir die damaligen Verhältnisse 
berücksichtigen, wo keine Verkehrsmöglich­
keiten bestanden, wo Medikamente fehlten 

-und wo vor allem die EfikranktJen nicht in 

den Spitälern unteflgebracht werden konnten, 
so war,en die Leistungen, die diese kleine 
Schichte von Ärzten ' damal's vollbraC'ht hat, 
groß und ihr gehührt Anerkennung und 
Dank. Wir haben in den folgenden Monaten 
geslehen, wie - ein Teil der Ärzte<SC'Jhaft aus 
dem Westen, normale Verhältnisse in Wien 
voraussetzend, wi,eder zurückgekehrt ,ist. Und 
wir müs'sen ,sagen, das war 'eine Schichte von 
Ärzten, die medizinisch vielleicht nicht imme r 
vollkommen wertvoll, poliUsc:h a,ber k'eines­
wegs wertvoll ist. 

Wenn ich hier nur an eine Ziffer anknüpfe, 
nämlich an - die Zahl der Ärzte, die im April 
des vergangenen J'ahres in Wien zur Praxis­
ausübung ,gemeldet waren - ausgeübt haben 
sie 'Sie 'ja zum größten Treil nicht -, kann 
ich feststellen, daß von diesen Ärzten 2200 
bis 2300 Nationalsozialisten gewesen sind, 
also ungefähr 85 bis 90 Prozent. Wir können 
nicht in den gleichen Fehler verfallen wie 
die Nationralsozialisten im Jahre 1938, die 
einfach den größten Teil der Ärzte, nämlich 
die 'jüdischen Ärzte, entfernt und dadurch in 
den Jahren 1938 und 1939 auf dem Gebiete 
der ärztlichen Betreuung einen Notstand ge­
schaffen haben. Wenn wir diese Ärzte bei 
rigoroser Handha:bung d,es VerbotJsgesetzes 
entfernen würden, so würde sicher der 
gleiC'he Notstand eintreten. E,s sind diaher 
hier klare und eindeutige Verhältnisse not­
wendig, um einerseits jenen ISchichten der 
Ärzte, die politisch untragbar sind, die Aus­
übung der Praxi s vollkommen zu untersagen, 
anderseUs ,aber auch die volle ärztliche Ver­
sorgung der gesamten Bevölkerung zu g,aran­
tieren. In die1sem Zusammenhang ist mir in 
den letzten Tagen eine Zahl zu Gesicht ge­
kommen, die allerdings einer Richtig­
stellung bedarf. Bei den Wahlen im Novem­
b er des verglangenen Jahres Wlar,en in Wien 
von 3100 Ärzten 2117 wahlberechtigt, und a1s 
vor acht Tagen die Ärztekammer ihre Wlahlen 
durchgeführt hat, hat sie, obwohl in den ver­
gangenen Monaten noch eine Anzahl von 
Ärzten alUs dem Westen zurückgekommen 
ist, nur 1700 wahlberechtigte Ärzte fest­
gestellt. Hier klafft eine Differenz von etwa 
417 Ärzten, dJie einer KI'arstellimg von s'eitelll 
der amtlichen Stellen bedarf. 

Wir müssen a/ber auch �eststellen, daß die 
Ärvteschaft zu gewis,sen sozialpoHHsch fort­
schrittlichen Maßnahmen nicht nur eine ab­
lehnende, sondern sogar eine feindliche 
Haltung eingenommen hat und noch ein­
nimmt. Es wurde ja bereits im Ausschuß für 
soziale Verwaltung zur Spraclhe gebracht, 
daß die Ärzteorganisation, die Ärztekammer, 
gegen das von der Wiener Gebietskranken­
kasse betriebene Ambulatorium für Hraut­
und G eschlechtskrankheiten mit der Begrün-
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dung Stellung genommen hat, 'sie habe davon Straße 154, haben wir feststellen müssen, daß ­
keine Kenntnis erlangt und habe deshalb die sich dort am 19. Mai v. J. 120 Liter 
Sperre über dieses Ambulatorium verhängt. 96prozentiger Alkohol, 850 kg Kr:istaill­
Trotz unsleres wiederholten Verllangens wurde zucker und 310 kg Würfelzucker, also über 
diese Sperre bils zum heutigen Tag offiziell 1000 kg Z ucker befanden, der in dem ver­
nicht aufgehOlben. Wir !hoffen aber, daß die gangenen Jahr in die&er Apotheke zur Er­
Ärztekammer diesem Verlangen nun doch zeugung des notwendigen Sirups hätte ver­
in Bälde nachkommen wird. D ie Ambulato- wendet werden sollen. Es befanden sich in 
rien sind für Wien notwendig, besonders dieser Apotheke aber ' auch 5860 Packungen 
wenn man bedenkt, daß wohl mit der heute Aspirin zu je 20 T'abletten, also 120.000 Ta­
vorhandenen Zahl von Ärzten eine aus- bletten Aspirin, wo doch 1JU dieser Zeit ein 
reichende Versorgung der erkrankten Wiener vollkommener Mangel an A spirin geherrscht 
Bevölkerung sichergestellt i'st, daß aber die hat. Wir sehen also, daß die Wiener 
Verteilung der Ärzte in Wien auf die ein- Apothekerschaft hier. ihr Interesse mehr auf 
zeinen Bezirtke einen ärztlichen Notstand ver- eine wertbeständige Erhaltung ihrer Betriebs­
ursacht. Die gesamte Ärzteschaft drängt sich, substanz gelegt hat, 'als auf die Erhaltung 
offenbar aus materi ellen Gründen, in den der 'so schwer mitgenommenen Gesundheit 
Bezirken I bis IX und XVIII und xix zu- der Wiener Bevölkerung. Ich möchte hiebei 
sammen, und wir haben in ,den Arbeiter- auöh anführen, daß d'as V erhalten einzeln er 
bezirken faktisch einen viel zu igeringen Beamter i m  Ministerium für soziale Ver­
Stand an Ärzten. In manchen Bezirken, be- waltung nicht angetan war, der Apotheker­
sonders in dien ,stark bombenbeschädigten, schaft zu einem kl'areren und eindeutigeren 
herrscht ausgesprochener Ärztemangel. Hier Verhalten ZlU verheHen. Besonders der Herr 
wäre es wohl notwendig, wenn die zuständig,e Ministerialrat Schleyer hat vor allem der 
Benüsorganisation, also die Wiener Ärzte- Wiener -Gebietskrankenkasse überaus großf� 
kammer, für eine gleichmäßige Verteilung Schwierigkeiten bereitet und wir hoffen, daß 
der Ärzte Ülber ganz Wien sorgen würde. auch bei diesem Herren in dieser Beziehung 
Und wenn hier von der Wiener Gebiets- in Hinkunft eine Wende eintreten wird. 
krankenkasse durch Errichtung von Ambula- Wir sehen also, d'aß der Kampf für die Ge­torien versucht wird, Abhillfe zu schaffen, so sundheit der Wiener Bevölkerung -notwendig dürfen diese Maßnahmen in keiner Weise ist, daß dieser Kampf auf breiter Brusis ge-von der Wiener Ärzteschaft bekäm p ft führt werden muß und daß vor allem' die ent-werden. sprechenden Stellen, j ene Faktoren, die in 

Ein zweiter notwendiger Faktor im Kampfe diesem K'ampf eine wesentliche und wichtige 
um die Gesundhelit der B evölkerung i,st Rolle zn spielen haben, wie die Ärzte- und 
die W�iener 'Apothekef!schait. Hier miissen Apothekerschaft, hier wirklich Positives lei­
wir 'schon etwas klarer und deutlicher sein. sten müssen. Wenn es gelingt, diese Schich­
Gewiß, es besteht in Wien ein Mangel an ten zu einer Mitarbeit im Kampf für die 
notwendigen Medikamenten. Dieser Mangel Gesundheit der W iener B evölkerung zu ver­
wurde aber du rdh sehr beträchtliche Spen-.  halten, d.ann wird 81S aucJh möglich sein, aller­
den aus der Schweiz, aus Schweden und din<1s unter ungeheur,en Anstrengungen und 
seitens der alliierten Staaten wenigstens in jlah�elan'O'len Mühen, d,ie Ischweren Schäd1gUln­
seinen ärgsten FlOrmen .

beho.
ben. Wir mi1sse� 

I 
gen zu b�,seitigen,

.
die de�.

Natio�als.ozia1i'smus 
aber auch sagen, daß dIe Wlener Apotheker an der GesundheIt der osterrelChlschen- Be­
schaft für die notwendigen Bedürfnisse auf völkefiun<1 angeriehtet hat. (Beifall bei den 
medikamentösem Ge,?iete nicht das �rford:r- Sozialiste:::'n.) 
liehe Interes.se aufbrmgt, das man eIgentlIch 
von diesler Berufsschichte zu erwarten hätte. Abg. Wimberger : Hohes Haus ! Von dieser 
Wenn 'sich die Wiener Gebietskrankenkasse Stelle aus wurde in den vergangenen T'agen 
wider Reeht u nd Gesetz dazu gezwungen von den Rednern aller Parteien · wiedertholt 
sah, im vergangenen Jahr die Kontrolle über au'fgezeigt, welches Chaos uns der National­
einige Apotheken auszuüben, so war diese sozlialismus nicht nur ,auf dem Gebiet der 
Kontrolle Isicherlich fberechtigt, und ich Wirtschaft, sondern auch auf dem des 
möchte hier nur eini<1e Daten mitteilen die sozialen Lebens hinterlassen hat. Sehr arg b ' I  
diese Notwendigkeit vor Augen führen sieht es bezüglich der K riegsoplfer aus. E s  
sollen. Wir haben von einer Apotheke, d as wurde wohl versucht, !hier durch das Über­
ist die Apotheke im 5. Bezirk, Margareten- I eitullgsgesetz vom 12. Juni des vergangenen 
straße, den BeriClht bekommen, daß dort .Jahres Wandel zu schaffen, d'as D urch­
Medikamente ' - wo doch im vergangenen einander aber, das während der Naziära in 
Jahr Mangel an allem geherrscht hat - in der Kriegsopferversorgung angerichtet wor­
reichliichen Mengen vorhanden 'Sind. In einer de.n war, konnte 'auch durch dieses Gesetz 
zweiten Apotheke" im 15. Bezirk, Mariahilfer nicht behob en werden. D ie Sorgen und Nöte 
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durc.hzuführen hätte. D ie Kriegsbeschädigten 
sind nicht nur körperlich behinderte Men­
schen, ,sie sind ,auc!h seelisch sehr Ischwer be­
hindert. S1e leiden an einem Minderwertig­
keitsgefühl und . die'sen Minderwertigkeits­
komplex m üssen sie auf irgendeine Art und 
Weise Immpensi eren. Wir müssen also daran­
gehen, die Krie@sbeschädigten seelisch 
wieder gesund zu machen. nas ist aber nur 
durch die Schaffung eines Rentengesetzes 
möglich und dadurch, daß wir die Kriegs­
beschädigten wieder in d'als E rwerhs- und 
W.irtschaftsl eben einglied,ern. Es hat daher 
eine individuelle Behandlung der Kri egs­
opfer einzusetzen, Isei es durch Ein- oder Um­
schulungen in einen Beruf. Es ist klar, daß 
während der Z eit der Berufsein- und -um­
schulungen für d,en Lebensunterhalt der 
Familien der Kriegsopfer ent1sprechend ge­
sorgt werden muß ; viele Kriegsopf'er un d 
KriegSlbeschädigte haben .i a  heute noch 
keinen B eruf und 'sind überhaupt noch nicht 
im Erwerbsleben gestanden. Io,h denke hier 
an die Lehrlinge und an die Studenten. Hier 
wäre dafür ZU ,sorgen, daß eine entspr,echende 
Weiterbiidung einsetzt und daß durch ein 
großzügiges Stipendienwesen den kriegs­
beschädigten Studenten geholfen wird. 

der Kriegsopfer sind infolgedessen ständig 
angestiegen. Meine D amen und Herren ! Die 
hunderttausende Kriegsopfer - wir ke.nnen 
die volle Z aal1 heute noch g'ar nicht - warten 
darauf, daß ihnen geholfen werde. Sie warten 
darauf, daß das Minis'terium für soz'iale Ver­
waltung ehebaldLgst ein modernes, auf demo­
kratischen Hrundlagen laufgebautes V'ersor­
gungs- und FÜI1sorgegesetz schaffe. Wir von 
der Sozialist1schen Fraktion sind fest" davon 
überzeugt, daß der Herr Sozialminister alles 
daransetzen wird, um ein modernes Gesetz 
zustande ZIU bringen. Fürsorge- und versor­
gungsrechtlich ist der ganze Komplex der 
Kriegsopfer in zwei große Teile geteilt. D ie 
Kriegsop,fer des eI1sten Weltkrieges werden 
anders behandelt als die des zweiten Welt­
kr'ieges, und diese Zweiteilung ist wied erum 
Vielfältig unterteilt., Nun soll es aber unserer 
AuUassung nach 'keinen Unterschied geben. 
Alle, die hier in diesem Hause sitzen, wissen) 
daß es in österreiclh praktisch eine Kriegs­
be.gei'sterung nicht gegeben pat. Mir schweben 
noch B ilder vor meinen Augen aus der Zeit, 
da die deutsohen Heeressäulen gegen das 
Sudetenland zogen : das waren keine begei­
sterten K ompanien, keine begeisterten Regi­
menter und IDivi'sionen, das waren fast ins­
gesamt traurige, erschütterte Menschen, die 
eine Ahnung von dem zu haben schienen, Um die Kriegsbe,schädigten wieder in das 
was kommen würde. In den l etzten Jahren Erwerbs- und Wirtschaftsleben einzubauen, 
ist ja auch die Jugend schon 'sehr kriegsmüde müßte das bereits be·stehende Inval idenent­
gewesen. Ich unterrichtete in einer Flach- schädigungsges'etz entsprechend ausgebaut 
schule und da mußte ein Jahrgang zum Wehr- werden. In diesem Gesetz finden wir die be­
dienst einrücken. Es hat mich damals inter- kannte Vergleichsmhl 1 : 25, das h eißt, daß 
es'siert, zu erfahren, wie diese Jugend w irk- in j edem B etrieb und in .i edem Amt auf 
lich denkt und in ei nem Gespräch, das ich 25 Arbeiter, beziehungsweise 25 Angestellte 
anstellte, ergab 'sich folgendes Bild : Wir ein Krieg1sbeschädigter einzustellen ist. D iese 
rücklen ein, aber ohne Kriegsbe'gei'sterung ! Ziffer ist n.atürlich für die 

.. 
heutige Z eit zu 

Wir rücken deshalb ein weil wi r  so auch hoch und WIr glauben,  es mußte auf das Ver­
nlichts anderes 'anzU!f,ang�n wissen, ' weil wir ' hältnis 1

. 
: 15 h erunte�g�.gangen werden. Weil 

ausgeb elüet 'Sind und weil wir in der Rüstung a�er dIeses Beschafh.gungsg�setz �mmer
r so schwer ausaebeutet werden. daß wir WIeder durchbrachen WIrd, weIl man Imme 

förmlich lebens�üde sind. Und 'so zogen wieder A�sfllÜchte sucht, .wäre dafür zu sOligen, 
diese Menschen in den Krieo'. D aher darf es daß dars In Zukunft mcht mehr geschehen 
nach meinem Ermessen kei�e n  Unter:schied kann. Die Arbeitsämter wären anzuweisen, 
in der Versorgung der Kriegsopfer des überall dort, wo irgend�elche �.ö�lichkeit 
ersten und des zweiten Weltkrieaes aeben. dazu besteht, Schwerknegsbeschadigte zu 
Sollte aber ein Teil dieser Jugend 

b
auch noch vermitt�ln. D en Kriegsbe��hädigten müss�n 

in den letzten Jahren begeistert gewesen a�ch dIe Tr�m{en zugefuhrt . w e��en, dI� 
sIein : der preußische Militär,stiefel hat lihm KIOske und dI�� Tankstellen. SIe mus sen . bel 
dielse Beaei'steruna rasch ausgetrieben. der Geweflbefoderung entsprechend berück-

o 0 sichtigt w erden. 
Gewiß, unser Vaterland befindet sich in 

einer sohw.eren NotlagB, aber trotzdem 
müssen wir ein g,erechtes Rentengesetz 
schaffen. 

EIS ist  auah klar, daß auf die Heilbehand­
lung der Kriegsopfer größter Wert zu legen 
ist. Da wäre vor allem für die Schwef1kriegs­
beschädigten eillle eigene K rankenversorg�ng 
zu scha:l'Wn, die diese H e ilbehandlungen 

Ich komme nun zu einem Kapitel, das sich 
vor allem bei den K riegsinv1aliden ungemein 
kraß auswirkt, dem Kapitel der Entnamfizie­
rung. Es gibt Fälle, daß Kriegsblinde, ja dazu 
noch D opp elamputierte, weil sie der NSDAP 
angehörten, heute ohne .iede Rente sind. Ich 
glaube, es wäre notwendig, daß hier geholfen 
würde, d enn wir als D emokmten Ihaben doch 
wesentlich andere Method,en anzuwenden als 
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die Nazi. Wir haben heute zum Beispiel 
Witwen - ich kenne verschiedene Fälle und 
greife nur einen davon heraus -, deren R,ente 
so stark gekürzt wurde, daß sie .heute nur 
m ehr 11·20 S im Monat bekommen. Eine mir 
bekannte Witwe hat noch dazu zwei Kinder, 
und weil diese Kinder aus er,ster Ehe 
stammen, werden ·sie nicht befürsorgt. Es 
müssen aLso drei Personen mit 11·20 S monat­
lich durchkommen. 

Zu erwähnen wäre noch, daß bis jetzt noch 
nicht damn gedacht worden ist, Schwerkriegs­
beschäd1gte, die bei der Waffen-SS waren, 
einzubauen. Nun wissen wir aber, daß die 
Waffen-SS in den letzten Jahren eine 
wesentlich andere Struktur aufwies als 'zu 
Anfang des Krieges. Auch hier habe ich als 
Lehrer m eine Erti'ahrungen. E-s sind tadellose 
junge Burschen in der SS-Uni,form zu mir 
gekommen und haben gesagt : Nun, was 
denken Sie jetzt, Herr Lehrer ? Es hat sich 
immer herausgestellt, daß diese jungen Men­
schen mit allen möglichen Mitteln und den 
infamsten Methoden in die SS hineingezwängt 
wurden. Ja, es wurden in der letzten Zeit des 
K rieges überhaupt .ganze Kompanien zur 
SS überstellt. 

Es ist auch notwendig, daß in das neu zu 
schaffende Kr.iegsopferversorgunglsgesetz alle 
beschädigten Rüstungsarbeiter, ane Frauen 
und alle Kinder, die irgendwie durch 
Bombeneinwirkung körperlich b eschädigt 
wurden, eingeba'llt werden, und erst recht -
darüber br.auehen wir hier nicht zu reden -
die Opfer des Naziterrorls, die in den Kerkern) 
in den KOllzentratiolll'slagern körperliche 
Schädigungen davongetragen haben. 

D er Herr Abgeordnete G a .s s n ,e r hat uns 
gestern einen sehr interessanten Anschau­
ungsunferricht in Marx1s1l1us erteilt. Er gab 
U'll'S Hinweise darauf, daß Karl M a r x ein 
Vorfahre des N ati'Ünalsozialismus gewesen 
sein iSolI. Bekanntlich liegen die Wlurzeln des 
Faschismus in der jetzigen kapitalistischen 
Gesellschaftsordnung, die wir Sozialisten be­
kämp fen. Gerade der Faschismus hat uns 
Sozialisten am schärf·sten bekämpft und wir 
Sozialisten ·sind diejenigen gewesen, die eine 
Parole in das Volk hineingetragen haben; es 
war die Parole : Nie wieder Krieg ! Wenn 
wir es erleben wollen oder wenn spätere 
Generationen eis erleben Stollen, daß es keine 
kriegsbeschädigten Menschen mehr gibt, 
dann müssen wir diese Parole wieder hinein­
tragen in das Vo1k und ·sie vor allem ein­
hämmern in die Hirne und eingraben in die 
Herzen unserer Jugend. (Beifall bei den 
Sozialisten. ) 

(Während vorstehender Ausführungen h at 
Präsident Böhm den Vorsitz übernommen.) 

,Abg. Honn.er: Hohes Haus ! Am 21. Dezem­
ber VOrligen Jahres, in der 'zweHlen Sitzung 
dieses Hauses, hat der Herr Bunde,skanzler 
F i g l  namens der gegenwärUgen Regierung 
das Programm unserer Regierung verkündet, 
eiln Pr'Ülgr.am m, das die Zust.immung 'aller drei 
in der Regierung vertretenen Parteien ge­
iunden hat und das nunmehr sowohl der 
Regierung als auch dem Hause selbst gewisse 
Verpflichtungen hinsichtlich der D urchfüh­
rung auferlegt. Ich z.itiere nach der Wiener 
Zeitung vom 22. D ezember aus der Erklärung 
des Herrn Bundesk,anzlers das, was er hin­
sichtlich der Arbeiterfrage und der Wege zu 
einer gerechten Lösung derselben sagte. Der 
Herr tBund8lskanzler erklärte (liest) : 

"Nahezu ein D rittel der österreichtschen 
Bevölkerung gehört der manuellen Arbeiter­
schaft an. Diese Arbeiterschaft hat in den 
erst,en Tagen der Befreiung in anerkennens­
werter und bewunderungswürdiger Weise, 
zum Teil initiativ allein und zum Teil in 
Arbeitsgemeinschaft mit den Arbeitgebern an 
der Wiederingangsetzung der Betriebe ge­
arbeitet. Es ist selbstverständlich, daß jede 
Regierung, die es mit diesem Staate ehrlich 
meint, dies zur Richtschnur ihres sozialpoli­
Lischen Programmes macht. Mit der Verskla­
vung des Arbeiters, wie sie das Hitlerregime 
brachte, muß radikal Schluß -gemacht werden. 
Wir wollen wieder einen zufriedenen Arbei­
ter, der mit seiner Familie glücklich und zu­
fri eden in einer gesunden Wohnung mit 
einem ausreichenden Lohneinkommen leben 
kann. Soziale Gerechtigkeit, gerechte Lohn­
verhältnisse, gesunde Arbeitsbedingungen 
und die Sicherung eines ruhigen Lebens­
abends für unsere AUersrentner und Arbeits­
invaliden muß zu den sozialen K ardinalfor­
derungen j eder österreichischen Regierung 
gehören." 

Das erklärte Bundeskanzler F i g I vor 
nahezu einem halben Jahre. Er fügte aller- ' 
dings hinzu, daß es die gegenwärtige Lage 
lmseres Landes und die Situation, in der wir 
uns zur Zeit befinden; nicht möglich machen, 
dieses Programm auf einmal oder binnen 
kurzer Frist zu verwirklichen. 

D och eines kann und muß man jetzt schon 
tun : nämlich, den Keim legen .für ein wirklich 
fortschrittliches, modernes Sozialrecht der

' 

Arbeiter und Angestellten unseres Staates. 
Es ist daher angebracht, zu prüfen, inwie­

weit wir trotz aller Schwierigkeiten bisher 
vorgearbeitet halben, um die GrundLagen, den 
Keim, für eine moderne Arbeiterschutz­
gesetZJgebung, für ein modernes Sozialrecht, 
zu legen. 

Wir h aben im Laufe der Monate, die 
zwischen der Regierungserklärung und heute 
liegen, ein e  Reihe von sozialpolitischen Ge-
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setze� in den Aussch�sjSe
.
n und im Hause v�r- I als Wichtigstes 'Vor allem geschaffen werden 

a?SChiedet. Aber es 1st mteressant, d,aß WIr, I muß und wie überhaupt die Arbeiterschutz­
die Vert�eter aller d�ei Parteien, bei der gesetzgebung und die Sozialgesetzgebung be­
VerabsehH�dung oder m der Stellungnahme schaffen sein und ausaebaut werden soll 
zu diesen Gesetzen erklären mußten daß uns b . 

die Vorlage, die wir be.schließen sohten und lIeh 'stelle mit Freude fest, daß die n'edner 
auch beschlossen haben, keineswegs befrie- der bei den . anderen Parteien heute Auf­
digt. Alle drei Parteien waren mit dem was fas'sungen vertreten und versprochen haben 
sie beschlossen halben, unzufrieden und er- fü� deren Durchsetzung einzutreten, die siel; 
klärten bei der Beschlußfas-sung, daß man mIt den AuHasslUIlJgen deckelll, die wir in 
sofort Wege finden müsse, um Besseres an unserem sozi�lpolitisehen Mindestforderungs­
Stelle des soeben Beschlossenen zu setzen. programm medergeh"gt haben, das vom 
Das war zum Beispiel der Fall beini Arbeits- 13. Parteitag der Kommunistischen Partei 
pflichtgesetz, das in der Fürm, wie es vom Österreichs, der vor lüni Wochen stattge­
Hause beschlossen wurde, alle drei Parteien funden hat, beschlossen worden ist. An der 
nicht befriedigte. Es war auch der Fall beim S�itze dieser Forderungen stehen die Fragen, 
Bauarbeitevurlaubsgesetz, mit welchem wir dIe auch

. 
heute gestellt wurden, die Frage 

keinesweg,s zufrieden waren und bei dessen der Arbeiterschutzgesetzgebung, der Erwei­
Verabschiedung wir erklärten, daß das terung der Rechte der Interessenvertretunaen 
kommende allgemeine Arbeiterurlaubsgesetz der Arbeiter, also der Gewerkschaften �nd 
auch für die Bauarbeiter eine wesentliche vor allem der Betriebsräte. Das neue Betriebs­
Verbesserung bringen und die Bestimmun- rätegesetz, das gegenwärtig zur Beratung -den 
gen, die im Bauarbeiterurlaubsgesetz ent- interessierten Körperschaften vorgelegt 
halten sind, teilweise wieder aufheben müsse. word8lll ist, muß die Rechte der Betriebsräte . gegenüber dem alten Belriebsrätegesetz be-

Wir waren nicht befriedigt von dem deutend erweitern, vor allem muß den Be­
Gesetze, daß wir erst vor einigen Tagen ver- triebsräten das Recht auf Mitbestimmuna und 
abschiedet haben, dem Gesetze, betreffend Mitentscheidung bei der Gestaltung derb Pro­
die Arbeitslosenfürsorge. Es ist interessant, duldion und beli der Führung lHld Verwaltung 
daß die Redner aller drei P,arteien erklärten, der Betriebe eingeräumt werden. 
4aß noch im Verlaufe der zweiten Hälfte des 
Jahres ein neu es modernes Arbeitslosen­
fürsorgegesetz beschlossen werden muß. Ich 
glaube, daß wir es uns in der Zukunft 
ersparen müssen, uns in solche unangenehme 
Situationen zu versetzen, -weil wir dadurch das 
Ansehen der Volksvertretung in den Massen 
diskreditieren und herabwürdigen, wenn wir 
Gesetze beschließen, 'Von denen wir über­
zeugt sind, daß s-ie nichts taugen. Wir müssen 
vom Anfang an die Ge,setze gründlich durch­
beraten und sie auf ihre Tauglichkeit vor 
allem für die Arbeiter prüfen, ehe man sie 
unterbreitet. Man muß also, wen man schon 
so viel VOlll Planung spricht, vor allem auf 
dem Gebiete der Sozialversicherung planen. 
In der heutigen Diskussion und in den Be­
ratungen des sozialpolitischen Ausschusses 
sind eine Reihe wertvoller Hinweise gegeben 
worden, in welcher Richtung sich in Zukunft 
die gesetzg8lberische Tätigkeit auf dem 
Geibiete der Sozialpolitik, des Arbeitsrechtes 
und des Aribeiterschutzes, bewegen soll. Es 
gibt eine Menge von Anregungen sowohl 
seitens des Gewerkschaftsbundes, wie seitens 
der einzelnen Gewerkschalften, wie auch ins­
besondere seitens der Betriebsrätekonferen­
zen, die in doo letzten Monaten und Wochen 
im Zusammenhang mit der Ernährungsfr,age 
stattgefunden haben. 

Es wäre Aufg.abe des Sozialministeriums, 
sich Klarheit darüber zu verschaffen, was 

Es muß vor allem die Immunität der 
Betriebsräte sichern, damit diese wirksam 
die Interessen der Ar-beiter vertreten können. 
Es darf in diesem neuen Gesetz keine Mög­
lichkeit mehr geben, daß Unternehmer ihnen 
mißliebige Betriebsräte, die die Interessen­
vertretung ernst genommen haben, mit Be­
rufung auf irgendeine veraltete Bestimmung 
eines vel�alteten Gesetzes entlassen können, 
wie dies in der Vergangenheit unter Beru­
fung auf den veralteten § 82 des veralteten 
Gewerbeordnrullgsgesetzes erfolgt ist. Die 
Immunität der Betriebsräte muß so be­
schaffen sein, wie die Immunität der Abge­
ordneten in diesem Haus, denn nur dann 

. werden die Betriebsräte ihren Aufgaben ent-
sprechen können. 

IEbenso müssen alle dli-e Tätigkeit der -Ge-
werkschaften hemmenden alten Gesetze be­
seitigt werden. Ich !denke dabei vor a:llem 
an die Beseitigung de,s -sogenannten Anti­
terrorgesetzes, das zu einer bestimmten Zeit 
zu einem bestimnite� Zweok geschaffen 
worden ist. Ich g1laube darüber keine 
weiteren Worte mehr verlieren zu müssen. 
Ich denke dabei auch an die Beseiligung 
·a11er da's Streikrecht der Arlbeiter hemmooden 
oder beeinträchtigenden Gesetze, der Anti­
str-e:ikgese1ze, der Verordnungen, die 
zwischen 1934 und 1938 edassen worden sind. 
Es muß ferner bei der Neuiassung des V er-
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einsgesetzes - ein Auftrag, den d e r  Innen­
minister bereits vom Kabinettsrat erhalten 

. hat - darauf RÜClkJsich t genommen werden, 
daß alle die Tätigkeit der Gewerkschaften 
hemmenden B estimmungen aus dem alten 
Vereinsgesetz vom Jahre 1867 (beseitigt 
werden. Es muß ferner die Arbeitsgerichts­
barkeit gründlich reformiert werden, und 
zwar so, daß das jetzt bestehende D urchein­
ander und Nebeneinander beseitigt wird. Es 
muß ein neues Arb eitsgesetz geschaffen 
werden, das die vielen B estimmungen ver­
einigt, die heute in einer Unzahl von 
Gesetzen, die oft im Wider,spruch zueinander 
stehen, enthalten sind. Ferner muß · den 
Arbeitern das Recht eingeräumt werden, über 
die Einhaltung .der ArbeiterschutzbelStimmun­
gen und der sozialpolitischen Bestimmungen 
selbst zu wachen, indem die Gewerbeinspek­
toren aus ihrer Mitte entnommen werden. 

Es müssen gesetzliche Bestimmungen ge­
schaffen werden, die die Arbeiter vor will­
kürlichen Entlassungen durch reaktionäre 
Unternehmer schützen. Ich verweise auf die 
in der V ergangenheit geübten Methoden der 
Alpinen Mont,an-GeseJllschaft, die mit den 
Mitteln der Entlassung oder Androhung der 
Entlassung die Arbeiter zum Verzicht auf 
bestimmte sozialpolitische Errungenschaften, 
zur Preisgabe von Rechten gezwungen hat, 
diie ihnen durch das Gesetz verbürgt waren. 
Diesen Methoden muß vorgebeugt werden, 
indem man die Unternehmer zwingt, den 
entlassenen Arbeitern in allen solchen Fällen 
entsprechend hohe AbfertigunglSJbeträge zu 
zahlen. Die Bestimmungen gemäß den §§ 1 154 
und 1155 des Allgemeinen Bürgerlichen Ge­
setzbuches müssen daher geändert werden. 

Vor allem müssen, gesetzliche Maßnahmen 
ergriffen werden, um die Frauen unter 
Schutz zu stellen. Ich habe Kenntnis er­
halten von der Forderung einer Tiroler Heim­
kehrerorganiSJation, die darauf gerichtet war, 
(faß nunmehr die Frauen aus dem Ange­
stelltenverhältnis im Staate und in der Privat­
wirtschaft entlassen werden sollen, um für 
die Heimkehrer Platz zu schaffen. Diese und 
ähnliche Absichten gilt es zu verhindern. Es 
gibt noch eine Reihe ,anderer wichtiger 
Fragen, die hier zu behandeIn nur die Zeit 
nicht zuläßt. Das Ministerium wird dem 
Ausschuß für soziale Verwaltung aber 
Gelegenheit geben müssen, in einer gründ­
lichen Aussprache, vielleicht gemeinsam 
mit den Int,eressenvertretern der Arbeiter 
und Angestellten, den Kamm ern und Ge­
werkschaften, fe.stzulegen, welche Gesetze 
auf dem Gebiet des Arbeiterschutzes und der 
sozialen Fürsoflge in der nächsten Z eit als 
die wichtigsten zu erlassen wären. Wir sollen 

uns darÜlber klar sein, daß nur ein@ sozial 
zufriedengestellte A r beiterschaft, die in 
ihren Rechten nicht schlechter gestellt ist 
als die anderen Staatsbürger, die Sicherheit 
und die Gewähr f ür den Aufbau unseres 
Landes üsterreich b ietet. 

(Während vorstehender Ausführungen ,hat 
Präsident D oktor Gorbach den Vorsitz über­
nommen.) 

Bundesminister für soziale V erwaltung 
Maisei : Hobes Haus ! Mit einem heute 
eingebrachten Antrag d es Herrn Abgeord­
neten ,E I s e r wird gefordert, daß die 
Sätze deJ; Renten für Alter,s-, Invaliden-, ...... 
Witwen- und Waisenrentner ab 1. Juni um 
30 Prozent erhöht werden sollen. D e r  Herr 
Abgeordnete E i s  e r haUe den gleichen An­
trag schon im Ausschuß für soziale Ver­
w,altung eingebracht. Ich erklärte damals, 
daß ich bereits aus eigenem eine Vorunter­
suchung anstellen ließ, ob diese Renten er­
höht werden könnten. D a  zusätzliche Mittel 
nicht zur Verfügung standen, ,ging m eine Ab­
sicht dahin, aus dem für mein Ressort vor­
gesehenen Budget die Mittel für die uner­
läßliche Erhöhung dieser Renten noch auf­
zubringen. 

Ich kann dem Hohen Haus heute mitteilen, 
daß die Durchrechnung ,abgeschlossen und 
daß ein Gesetzentwurf ferti.g list, der in den 
nächsten Minist'ermt geht und dann rasch der 
E rledigung durch das Parlament zugeführt 
werden soll. D ieser Gesetzentwud bein­
haltet, daß die Sätze der Alters-, Invaliden-, 
Witwen- und W,aisenre'nten ab 1. Juli eine 
ungefähr 50prozentige Erhöhung für die 
niedersten Sätze er:fahren. (Allgemeiner leb­
hafter Beifall und Händeklatschen.) Die 
Summe dieser Erhöhungen wird rund 25 Mil­
li�onen Schilling betragen. 

Ich bitte das Hohe Haus, diese meine Mit­
teilungen heute zur Kenntnis zu nehmen. 

Präsident D r. Gorbach : Zum Wort ist nie­
mand mehl' gemeldet. Der · Herr B ericht­
erstatter verzichtet auf das Schlußwort. 

Es obliegt mir nur noch, auf die 
beiden Anträge zurückzukommen, die der 
Abgeordnete E I s e r gestel:lt hat. Ich frage 
den Herrn Abgeordneten, ob er mit Rück­
sicht auf die Erklärungen des Herrn Bundes­
ministers seinen Antrag, der die Erhöhung 
der Invaliden-, AIters- und Altersfüsorge­
renten, Witwen- und Waisenrenten betrifft, 
zurückzieht oder aufrechterhält. 

Abg. Elser : Ich halte meinen Antrag auf­
recht. Er ist noeh immer weitergehend als 
die Erklärungen des Herrn Bundesministers. 

* 
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Da Iflieser Antrag (S. 369) sowie der 
zweite Antrag des Abgeor dneten E I s  e r 
(S. 370) nicht die erforderliche Z ahl von 
acht Unterlschriften trägt, stellt Prä1sident 
D r. Gorbach die U n t e r s  t ü t z u  n g s­
f r a  g e. Hiebei finden die b eiden Anträge 
nicht .. die genügende Unter,stützun.g und 
stehen daher nicht in Verhandlung. 

D ie Verhandlung wird sodaam abgebrochen. 

N ä e h  s t e S i  t z u  n g: Montag, den 27. Mai 
1946, 14 Uhr. T a g  e s 0 r d n u n  g:  Fortset­
zung der Spezi.aldebatte über den Bundesvor- . 
anschlag für das Jahr 1946 mit der G r u p­
p e X, das sind ,die Kapitel 19:  Land- und 
Forstwirtschaft, und Kapitel 28, Titel 3 : 
österreichische Bundesforste. 

Die Sitzung ist g e s c h i  0 S s e n. 

Schluß der Sitzung: 13 Uhr 05 Minuten .. 

Druck der Osterreichischen Staatsdruckerei. 4335 46 
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